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Gesetz 
zur Änderung des Landtagswahlgesetzes 

I. Der 11. Abschnitt der Inhaltsübersicht erhält fol­
gende Fassung: 

Vom 3. Juli 1995 

Der Landtag hat am 28. Juni 1995 das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landtagswahlgesetzes 

Das Landtagswahlgesetz in der Fassung vom 6. Sep­
tember 1983 (GBl. S. 5(9), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 18. Februar 1991 (GBI. S. 85), wird wie folgt 
geändert: 

,,11. Abschnitt: Staatliche Mittel für Parteien und 
Einzelbewerber 

Auszahlung staatlicher Mittel an Parteien .... 5] a 

Staatliche Mittel für Einzelbewerber ............. 5] b". 

Der bisherige 11. Abschnitt wird 12. Abschnitt. 

2. Es wird folgender neuer 11. Abschnitt eingefügt: 

,,11. Abschnitt 

Staatliche Mittel für Parteien und Einzelbewerber 
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§ 51 a 

Auszahlung staatlicher Mittel an Parteien 

(1) Die staatlichen Mittel nach dem Parteiengesetz 
für die bei Landtagswahlen erzielten Stimmen wer­
den vom Präsidenten des Landtags an die Landes­
verbände der Parteien ausgezahlt. 

(2) Die erforderlichen Mittel sind im Staatshaus­
haltsplan des Landes - Einzelplan 0 I - Landtag 

auszubringen. 

(3) Der Rechnungshof prüft, ob der Präsident des 
Landtags als mittelverwaltende Stelle die staatlichen 
Mittel nach den Vorschriften des Parteiengesetzes 
ausgezahlt hat. 

§ 51 b 

Staatliche Mittel für Einzelbewerber 

(1) Einzelbewerber, die mindestens 10 vom Hundert 
der in einem Wahlkreis abgegebenen gültigen Stim­
men erreicht haben, erhalten je gültige Stimme 4,00 
Deutsche Mark. 

(2) Die Festsetzung und die Auszahlung der staatli­
chen Mittel sind von dem Einzelbewerber innerhalb 
von zwei Monaten nach dem Zusammentritt des 
Landtags beim Präsidenten des Landtags schriftlich 
zu beantragen; danach eingehende Anträge bleiben 
unberücksichtigt. Der Betrag wird vom Präsidenten 
des Landtags festgesetzt und ausgezahlt. 

(3) § 51 a Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4) Der Rechnungshof prüft, ob der Präsident des 
Landtags als mittelverwaltende Stelle die staatlichen 
Mittel nach den Absätzen 1 und 2 festgesetzt und 
ausgezahlt hat.". 

3. Der bisherige 11. Abschnitt wird 12. Abschnitt. 

Artike12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Erstattung 
der Wahlkampfkosten von Landtagswahlen (Wahl­
kampfkostengesetz - WKKG) vom 1. August 1967 
(GBI. S. 125), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15. Juli 1985 (GBL S. 217), außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden. 

STUTfGART, den 3. Juli 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR.SPÖRI 
BIRZELE 

vON'ThOTHA 
MA VER-VORFELDER 

SOLINGER 
SCHAUFLER 
WEINMANN 

ThUFEL 
DR.VETIER 

DR. SCHULTz-HECToR 
DR. SCHÄUBLE 

WEISER 
SCHÄFER 

BAUMHAUER 
REINELT 

Gesetz zur Neuorganisation 
der Psychiatrischen 

Landeskrankenhäuser 

Vom 3. Juli 1995 

Der Landtag hat am 28. Juni 1995 das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Errichtung der Zentren für Psychiatrie 
(EZPsychG) 

§ I 

Errichtung, Rechtsstellung, Sitz 

(I) Als rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts 
- Zentrum für Psychiatrie errichtet das Land je­
weils anstelle der bisherigen Landesbetriebe 

1. das Zentrum für Psychiatrie Weinsberg, 
mit Sitz in Weinsberg 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Weinsberg, 

2. das Zentrum für Psychiatrie Winnenden, 
mit Sitz in Winnenden 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Winnenden, 

3. das Zentrum für Psychiatrie Wiesloch, 
mit Sitz in Wiesloch 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Wiesloch, 

4. das Zentrum für Psychiatrie Calw, 
mit Sitz in Calw 
anstelle der Landesklinik Nordschwarzwald, 
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5. das Zentrum für Psychiatrie Emmendingen, 
mit Sitz in Emmendingen 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Emmendingen, 

6. das Zentrum für Psychiatrie Reichenau, 
mit Sitz in Reichenau 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Reichenau, 

7. das Zentrum für Psychiatrie Weissenau, 
mit Sitz in Ravensburg 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Weissenau, 

8. das Zentrum für Psychiatrie Bad Schussenried, 
mit Sitz in Bad Schussenried 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Bad Schussenried, 

9. das Zentrum für Psychiatrie Zwiefalten, 
mit Sitz in Zwiefalten 
anstelle des Psychiatrischen Landeskrankenhauses 
Zwiefalten. 

C2} Im Wege der Gesamtrechtsnachfolge gehen die 
Rechte, Verbindlichkeiten, Pflichten und Zuständigkei­
ten des jeweiligen Landesbetriebs auf die an seine Stelle 
tretende rechtsfahige Anstalt des öffentlichen Rechts 
über. Es ist beabsichtigt, die zum Betriebsvermögen ge­
hörenden Grundstücke und grundstücksgleichen 
Rechte auf das Zentrum für Psychiatrie unentgeltlich 
zu übertragen. 

§ 2 

Aufgaben 

(1) Das Zentrum für Psychiatrie erfüllt Aufgaben der 
Diagnostik, Behandlung, Rehabilitation und Pflege im 
Fachgebiet Psychiatrie und Psychotherapie und nimmt 
als eigenständig wirtschaftendes Krankenhaus an der 
medizinisch zweckmäßigen und ausreichenden psychia­
trischen Versorgung teil. Darüber hinaus können Auf­
gaben der Fachgebiete Neurologie und Kinder- und Ju­
gendpsychiatrie und -psychotherapie entsprechend dem 
Krankenhausplan im Sinne von § 4 des Landeskran­
kenhausgesetzes (LKHG) wahrgenommen werden. 

(2) Das Zentrum für Psychiatrie kann alle Einrichtun­
gen betreiben, die in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Aufgabenerfüllung nach Absatz 1 stehen, sowie 
weitere Aufgaben übernehmen, sofern sie in einem Zu­
sammenhang mit seinen Aufgaben stehen. 

(3) Das Zentrum für Psychiatrie nimmt als anerkannte 
Einrichtung Aufgaben im Sinne des Gesetzes über die 
Unterbringung psychisch Kranker wahr. 

(4) Das Zentrum für Psychiatrie ist wichtiger Bestand­
teil der regionalen psychiatrischen Versorgungsstruktu­
ren, Es beteiligt sich am Aufbau eines Verbundsystems 
zur Verzahnung des stationären und des ambulanten 
Versorgungsbereichs. 

(5) Das Krankenhaus nimmt Aufgaben der Aus-, Fort­
und Weiterbildung wahr, Das Zentrum für Psychiatrie 
kann darüber hinaus Aufgaben der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung übernehmen, 

(6) Das Zentrum für Psychiatrie vollzieht die freiheits­
entziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer 
Entziehungsanstalt, soweit nicht das Sozialministerium 
im Einzelfall etwas anderes bestimmt. 

(7) Das Sozialministerium kann dem Zentrum für 
Psychiatrie weitere, mit der Krankenversorgung zu­
sammenhängende Aufgaben durch Rechtsverordnung 
übertragen, Die Art der Aufsicht und die Finanzierung 
sind hierbei festzulegen. 

(8) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich das Zen­
trum für Psychiatrie Dritter bedienen, Unternehmen 
gründen und sich an fremden Unternehmen beteiligen. 
Das Zentrum für Psychiatrie kann ferner alle Geschäfte 
betreiben, die unmittelbar der Erfüllung seiner Aufga­
ben dienen. 

(9) Das Nähere bestimmt die Satzung. 

§3 

Finanzierung, Gewährträger 

(1) Das Zentrum für Psychiatrie erhebt für erbrachte 
Leistungen die Entgelte, die ihm auf Grund eines Ge­
setzes, sonstiger Vorschriften oder vertraglicher Rege­
lungen zustehen. Gleiches gilt für Aufgaben nach § 2 
Abs. 6 und 7; das Nähere hierzu regelt das Sozialmini­
sterium. Das Land gewährt dem Zentrum für Psychia­
trie für Investitionen und sonstige nicht pflegesatzfä­
hige betriebsnotwendige Aufwendungen Zuschüsse 
nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes. 

(2) Gewährträger des Zentrums für Psychiatrie ist das 
Land Baden-Württemberg. Es haftet für Verbindlich­
keiten des Zentrums für Psychiatrie unbeschränkt; es 
kann erst in Anspruch genommen werden, wenn aus 
dem Vermögen des Zentrums für Psychiatrie keine Be­
friedigung erlangt werden konnte. 
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§4 

Organe 

Organe des Zentrums für Psychiatrie sind der Ge­
schäftsführer und der Aufsichtsrat. 

§S 

Geschäftsführer 

(1) Der Geschäftsführer vertritt das Zentrum für 
Psychiatrie. Er wird für höchstens fünf Jahre bestellt 
und privatrechtlich angestellt. Die wiederholte Bestel­
lung ist zulässig. 

(2) Er führt die Geschäfte unter Beachtung der allge­
meinen Zielsetzungen des Zentrums für Psychiatrie 
und der gemeinnützigen Aufgaben nach kaufmänni­
schen und wirtschaftlichen Grundsätzen. Er hat dabei 
die ärztliche Verantwortung für Diagnostik und Thera­
pie zu beachten. 

(3) Er ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht 
nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
dem Aufsichtsrat zugewiesen sind. 

(4) Er ist verpflichtet, den Aufsichtsrat über besondere 
Anlässe unverzüglich und über die wichtigen Angele­
genheiten des Zentrums für Psychiatrie regelmäßig zu 
informieren. 

(5) Das Nähere bestimmt die Satzung. 

§6 

Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf stimmberechtig­
ten Mitgliedern und dem Patientenfürsprecher als bera­
tendem Mitglied. Diese werden vom Sozialministerium 
bestellt und abberufen. Die Abberufung kann nur aus 
wichtigem Grund erfolgen. 

(2) Die stimmberechtigten Mitglieder des Aufsichtsra­
tes setzen sich zusammen aus zwei Vertretern des Sozi­
alministeriums, einem Vertreter des Finanzministeri­
ums, dem Landrat des Landkreises, in dem das Zen­
trum für Psychiatrie seinen Sitz hat, oder einem seiner 
Dezernenten und einem vom Personalrat vorgeschlage­
nen Personalratsmitglied. Der Landrat des Landkrei­
ses, in dem das Zentrum für Psychiatrie seinen Sitz hat, 
kann nach Abstimmung mit dem Landrat eines benach­
barten K.reises, dessen Bevölkerung überwiegend von 
dem Zentrum für Psychiatrie versorgt wird, diesen oder 
einen dessen Dezernenten in den Aufsichtsrat entsen­
den. Vorsitzender des Aufsichtsrates ist ein Vertreter 
des Sozialministeriums, stellvertretender Vorsitzender 
ist der Vertreter des Finanzministeriums. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder dauert längstens fünf 
Jahre. Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt jeder­
zeit durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor­
sitzenden des Aufsichtsrats oder gegenüber dem Ge­
schäftsführer niederlegen. Scheidet ein Mitglied vor 
Ablauf der Amtszeit aus, so wird für den Rest der 
Amtszeit ein Ersatzmitglied bestellt. 

(4) Der Patientenfürsprecher hat als beratendes Mit­
glied des Aufsichtsrates Vortragsrecht. 

(S) Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschäftsordnung 
geben. Er ist beschlußfahig, wenn sämtliche stimmbe­
rechtigten Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und 
die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder, darunter 
der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, 
anwesend ist. Beschlüsse werden mit einfacher Mehr­
heit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. Die Sitzungen sind nichtöf­
fentlich. 

(6) Das Nähere regelt die Satzung. 

§7 

Aufgaben des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat berät den Geschäftsführer und 
überwacht dessen Geschäftsführung. Er kann jederzeit 
einen Bericht über die Angelegenheiten des Zentrums 
für Psychiatrie verlangen. Er kann die Bücher einsehen 
und prüfen sowie einzelne Mitglieder oder Dritte hier­
mit beauftragen. 

(2) Dem Aufsichtsrat obliegt die Bestellung, Einstel­
lung, Abberufung und Kündigung des Geschäftsfüh­
rers. 

(3) Der Aufsichtsrat erläßt die Satzung für das Zen­
trum für Psychiatrie und die Geschäftsordnung für den 
Geschäftsführer mit Zustimmung des Sozialministeri­
ums. Ferner regelt er Aufgaben und Verfahren der 
Krankenhausbetriebsleitung gemäß § 33 LKHG. 

(4) Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats be­
dürfen alle Geschäfte und Maßnahmen von grundsätz­
licher Bedeutung, die über den Rahmen eines normalen 
Geschäftsbetriebs hinausgehen, sowie diejenigen, deren 
vorherige Zustimmung sich der Aufsichtsrat vorbehal­
ten hat. 

(5) Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 8 

Verschlviegenheitspjlicht 

Die Mitglieder der Organe haben über vertrauliche An­
gaben sowie über Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
des Zentrums für Psychiatrie, die ihnen durch ihre Tä-
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tigkeit bekanntgeworden sind, Verschwiegenheit zu be­
wahren. Diese Pflicht besteht auch nach ihrem Aus­
scheiden fort. 

§9 

Rechnungslegung, Prüfung 

(I) Das Zentrum für Psychiatrie stellt vor Beginn des 
Geschäftsjahres einen Wirtschaftsplan auf. Es legt den 
Wirtschaftsplan dem Sozialministerium bis zu einem 
von diesem festgesetzten Termin zur Genehmigung 
vor. Das Sozialministerium kann verlangen, daß der 
Wirtschaftsplan für einen längeren Zeitraum als ein 
Jahr aufgestellt wird. Die Satzung bestimmt Näheres 
zur Aufstellung und zum Inhalt des Wirtschaftsplanes. 
Der Wirtschaftsplan bildet die Grundlage für die Wirt­
schaftsführung. 

(2) Der Jahresabschluß und der Lagebericht sind in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften des Drit­
ten Buchs des Handelsgesetzbuchs für große Kapitalge­
sellschaften unter Berücksichtigung der ergänzenden 
Vorschriften der Krankenhausbuchführungsverord­
nung aufzustellen und zu prüfen. Die Prüfung hat die 
für die Beteiligung der öffentlichen Hand geltenden be­
sonderen Prüfungsbestimmungen nach § 53 des Haus­
haltsgrundsätzegesetzes zu umfassen. 

(3) Der Rechnungshof ist berechtigt, die Geschäftsfüh­
rung des Zentrums für Psychiatrie zu prüfen. Andere 
gesetzliche Vorschriften, die die Befugnisse des Rech­
nungshofs regeln, bleiben unberührt. 

(4) Die §§ 1 bis 48, 51 bis 87 und 106 bis 110 der Lan­
deshaushaltsordnung finden keine Anwendung. 

§1O 

Beamte 

(1) Das Zentrum für Psychiatrie besitzt das Recht, Be­
amte zu haben. 

(2) Über die Ernennung und Entlassung der Beamten 
des Zentrums für Psychiatrie entscheidet der Ge­
schäftsführer, bezüglich der Mitglieder des Kranken­
hausdirektoriums sowie vergleichbarer Leitungspositio­
nen mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

(3) Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde für 
beamtete Mitglieder des Krankenhausdirektoriums ist 
der Vorsitzende des Aufsichtsrates; er nimmt die Auf­
gaben der für die Ernennung zuständigen Stellen wahr, 
soweit nicht der Geschäftsführer nach Absatz 2 dafür 
zuständig ist. Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbe­
hörde für die übrigen Beamten des Zentrums für 
Psychiatrie ist grundsätzlich der Betriebsdirektor, oder, 

soweit dieser kein Beamter ist, der Ärztliche Direktor. 
Er vertritt insoweit das Zentrum für Psychiatrie. Ist kei­
ner der beiden Beamter, so nimmt der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats die Aufgaben des Dienstvorgesetzten und 
der obersten Dienstbehörde wahr. 

(4) Der Geschäftsführer ist Vorgesetzter der Beamten 
des Zentrums für Psychiatrie. 

(5) Die in der Landesdisziplinarordnung bezeichneten 
Befugnisse des Dienstvorgesetzten stehen gegenüber 
den beamteten Mitgliedern des Krankenhausdirektori­
ums dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats und gegen­
über den übrigen Beamten des Zentrums für Psychia­
trie dem Dienstvorgesetzten nach Absatz 3, die des hö­
heren und nächsthöheren Dienstvorgesetzten und der 
obersten Dienstbehörde dem Vorsitzenden des Auf­
sichtsrats zu. Einleitungsbehörde ist der Aufsichtsrat. 

(6) Die Versorgungslasten für Beamte, die zum 1. Ja­
nuar 1996 vom Land auf die Anstalten übergehen, wer­
den unabhängig von der Altersgrenze entsprechend 
§ 107 b des Beamtenversorgungsgesetzes zwischen dem 
abgebenden Dienstherrn und dem aufnehmenden 
Dienstherrn verteilt. 

§11 

Arbeitnehmer 

(1) Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die 
zu ihrer Ausbildung Beschäftigten bei den Psychiatri­
schen Landeskrankenhäusern werden mit dem Inkraft­
treten dieses Gesetzes Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer und Auszubildende des jeweiligen, als Rechts­
nachfolger des Landesbetriebs errichteten Zentrums 
für Psychiatrie. Das Zentrum für Psychiatrie tritt in die 
Rechte und Pflichten der bis zum Zeitpunkt der Errich­
tung der Anstalt des öffentlichen Rechts beim Landes­
betrieb bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhält­
nisse ein. 

(2) Bis zum Inkrafttreten neuer Tarifverträge gelten für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die zu 
ihrer Ausbildung Beschäftigten die bis zum Zeitpunkt 
der Errichtung des Zentrums für Psychiatrie maßgebli­
chen Tarifverträge in der jeweils gültigen Fassung wei­
ter. Die Zentren für Psychiatrie können sich zu einer 
Tarifgemeinschaft zusammenschließen. 

(3) Allgemeine über- oder außertarifliche Regelungen 
des Landes finden Anwendung, solange und soweit sie 
beim Land weitergelten. 

(4) Bei einem unmittelbaren Wechsel des Arbeitneh­
mers vom Land zu einem Zentrum für Psychiatrie wer­
den die beim Land zwiickgelegten Zeiten einer Be­
schäftigung so angerechnet, wie wenn sie bei dem Zen­
trum für Psychiatrie zurückgelegt worden wären; hin-
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sichtlich der Berücksichtigung von Zeiten in der Zu­
satzversorgung für Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes gilt Absatz 5. 

(5) Das Zentrum für Psychiatrie ist verpflichtet, eine 
Beteiligungsvereinbarung mit der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder für alle nach ihrer Satzung 
versicherbaren Arbeitnehmer zu schließen und die hier­
für erforderlichen tatsächlichen und rechtlichen Vor­
aussetzungen zu schaffen und zu erhalten. 

(6) Für die Arbeitnehmer des Zentrums für Psychiatrie 
nimmt der Geschäftsführer und für den Geschäftsfüh­
rer der Aufsichtsrat die Arbeitgeberfunktion wahr; die 
Bestellung, Einstellung, Abberufung und Kündigung 
der Mitglieder des Krankenhausdirektoriums sowie 
vergleichbarer Leitungsfunktionen erfolgt mit Zustim­
mung des Aufsichtsrats. 

§ 12 

Aufsicht 

(1) Das Zentrum für Psychiatrie untersteht der Rechts­
aufsicht des Landes. Die Aufgaben nach § 2 Abs. 6 un­
terliegen als Pflichtaufgaben nach Weisung der Fach­
aufsicht. Die Aufsichtsbehörde hat sicherzustellen, daß 
die Aufgaben rechtmäßig erfüllt werden und kann die 
dazu erforderlichen Weisungen erteilen. 

(2) Die Aufsicht über das Zentrum für Psychiatrie übt 
das Sozialministerium aus. Für die Aufgaben nach § 2 
Abs. 3 ist das Regierungspräsidium die zuständige Auf­
sichtsbehörde. 

§13 

Satzung und allgemeine Geschäftsbedingungen 

(1) Die Rechtsverhältnisse des Zentrums für Psychia­
trie werden im einzelnen durch eine Satzung geregelt. 
Diese erläßt der Aufsichtsrat nach der Musters!ltzung 
des Sozialministeriums. Änderungen und Ergänzungen 
der Satzung bedürfen der Zustimmung des Sozialmini­
steriums. 

(2) Das Zentrum für Psychiatrie soll eine Benutzungs­
ordnung sowie allgemeine Geschäftsbedingungen erlas­
sen. In den allgemeinen Geschäftsbedingungen kann 
die Erhebung von Verwaltungskostenzuschlägen festge­
setzt werden. Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 14 

Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen werden im Staatsanzeiger für Ba­
den-Württemberg veröffentlicht. 

§ 15 

Übergangsvorschrijten 

(1) Nach Verkündung dieses Gesetzes kann entspre­
chend den vorstehenden Vorschriften der Aufsichtsrat 
gebildet und der Geschäftsführer bestellt werden. 

(2) Die erste Sitzung des Aufsichtsrats wird vom Sozi­
alministerium einberufen. 

(3) Bis zur Bestellung des Geschäftsführers nimmt ein 
vom Sozialministerium bestelltes Mitglied des Kran­
kenhausdirektoriums dessen Aufgaben wabr. 

(4) Für Rechtshandlungen, die bei der Übertragung des 
Vermögens und der Überleitung der Rechte, Verbind­
lichkeiten und Pflichten nach § 1 Abs. 2 erforderlich 
werden, werden Abgaben und Kosten (Gerichtskosten­
gesetz, Kostenordnung) des Landes und der seiner 
Aufs,icht unterstehenden Körperschaften des öffentli­
chen Rechts nicht erhoben. Auslagen werden nicht er­
setzt. 

(5) Dienstvereinbarungen bleiben in Kraft, bis sie 
durch neue ersetzt oder aufgehoben werden. 

(6) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Ne­
ben tätigkeits genehmigungen bleiben gültig. 

(7) Die Personalräte bei den in § 1 genannten Landes­
betrieben bleiben unbeschadet von § 19 des Landesper­
sonalvertretungsgesetzes nach Errichtung der rechtsfä­
higen Anstalten des öffentlichen Rechts nach § 1 dieses 
Gesetzes als Personalräte bei den Zentren für Psychia­
trie bis zu den nächsten regelmäßigen Personalratswah­
len bestehen. Satz 1 gilt für die Ersatzmitglieder der ge­
nannten Personalräte entsprechend. 

(8) Für Jugend- und Auszubildendenvertretungen gilt 
Absatz 7 entsprechend. 

(9) Die Gemeinsame Verwaltungsvorschrift aller Mini­
sterien über die Beschäftigung Schwerbehinderter in 
der Landesverwaltung vom 23. Juli 1993 (GAB\. 1993 
S. 889) findet in der jeweils gültigen Fassung entspre­
chend Anwendung. 

Artikel 2 

Änderung des Landeskrankenhausgesetzes 

Das Landeskrankenhausgesetz Baden-Württemberg 
vom 15. Dezember 1986 (GBI. S. 425), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der 4. Anpassungsverordnung vom 
23. Juli 1993 (GBI. S. 533), wird wie folgt geändert: 

§ 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Bedarfsgerechte Landeskrankenhäuser sowie 
Krankenhäuser des Landes, die in der Rechtsform ei-
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ner Anstalt des öffentlichen Rechts geführt werden, 
sind geförderte Krankenhäuser im Sinne dieses Geset­
zes und des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Förde­
rungsfähige Kosten werden unmittelbar aus dem Lan­
deshaushalt und durch Zuschuß an das Krankenhaus fi­
nanziert. Insoweit sind die §§ 11 bis 26 nicht anwend­
bar.". 

Artikel 3 

Änderung des Unterbringungsgesetzes 

Das Unterbringungsgesetz in der Fassung vom 2. De­
zember 1991 (GBL S. 794) wird wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. die Zentren für Psychiatrie,". 

Artikel 4 

Änderung des Ausführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz 

Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsge­
setzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit vom 16. Dezember 1975 (GBl. S. 868), 
zuletzt geändert durch Artikel 36 der 4. Anpassungs­
verordnung vom 23. Juli 1993 (GBl. S. 533), wird wie 
folgt geändert: 

§ 43 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Gegen Anordnungen, Verfügungen und sonstige 
Maßnahmen, die der Anstaltsleiter im Vollzug der Frei­
heitsstrafen, des Jugendarrests und der Untersuchungs­
haft trifft, ist die Beschwerde zulässig. Die Beschwerde 
hat keine aufschiebende Wirkung.". 

Artikel 5 

lnkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1996 in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden. 

STUTI'GART, den 3. Juli 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR.SpÖRl 
BIRZELE 

VON1'ROlliA 
MA YER-VORFELDER 

SOLINGER 
SCHAUFLER 
WEINMANN 

TEUFEL 
DR.VETTER 

DR. SCHULTZ-HECTOR 
DR. SCHÄUBLE 

WEISER 
SCHÄFER 

BAUMHAUER 
REINELT 

Gesetz zur Änderung 
des Landeskatastrophenschutzgesetzes 

Vom 3. Juli 1995 

Der Landtag hat am 28. Juni 1995 das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Landeskatastrophenschutzgesetzes 

Das Gesetz über. den Katastrophenschutz in der Fas­
sung vom 19. Mai 1987 (GBl. S. 213), geändert durch 
§ 38 des Landesdatenschutzgesetzes vom 27. Mai 1991 
(GBl. S. 277), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Katastrophenschutzbehörden bilden zur 
Erfüllung von Katastrophenschutzaufgaben beson­
dere Führungseinrichtungen in der Behörde (Kata­
strophenschutzstab) und am Einsatzort (technische 
Leitung des Einsatzes), in denen Vertreter der benö­
tigten Fachdienste sowie der durch das Störereignis 
direkt betroffenen Betreiber von Anlagen mit beson­
derem Gefahrenpotential im Sinne von § 30 ange­
messen zu beteiligen sind.". 

2. § 20 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

"Er hält ständig Verbindung zum Katastrophen­
schutzstab. ". 

3. § 25 Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen. 

4. § 30 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Die Katastrophenschutzbehörde kann die Anla­
genbetreiber bei Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 2 Satz I verpflichten, Sirenen zur War­
nung und Unterrichtung der Bevölkerung innerhalb 
und außerhalb des Betriebsgeländes aufzubauen, zu 
unterhalten und bei Bedarf zu betreiben. Dies gilt 
nicht, wenn nach der Art des Gefahrenpotentials 
eine rechtzeitige Warnung und Unterrichtung der 
Bevölkerung durch die für die Gefahrenabwehr zu­
ständigen Behörden und Stellen gewährleistet ist.". 

5. § 33 erhält folgende Fassung: 

,,§ 33 

Kostentragung 

(I) Das Land beschafft im Rahmen eines jährlich 
fortzuschreibenden Ausstattungsprogramms Fahr-
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zeuge, Geräte und Spezial ausrüstung und stellt sie 
den Trägern der Katastrophenhilfe für Zwecke des 
Katastrophenschutzes zur Verfügung. Das Land 
trägt die Kosten für besondere Ausbildungsmaßnah­
men im Katastrophenschutz, insbesondere auch im 
Rahmen von Übungen, die in einem jährlich fortzu­
schreibenden Übungsprogramm enthalten sind. 

(2) Die Stadt- und Landkreise tragen die Kosten, die 
bei der in ihrem Gebiet erfolgenden Bekämpfung 
von Katastrophen und Mitwirkung bei der unmittel­
bar anschließenden vorläufigen Beseitigung erhebli­
cher Katastrophenschäden durch 

I. solche Einsatzkräfte oder zu deren Gunsten, für 
die keine besondere landesrechtliche Regelung 
besteht, 

2. Verwendung der Ausstattung der Einsatzkräfte, 

3. Leistungen zur Entschädigung an Dritte nach 
§ 25 Abs. 3 und § 32, 

4. vertragliche Heranziehung Dritter, 

5. gewährte kostenpflichtige Unterstützung durch 
andere Länder und durch den Bund 

entstehen. 

(3) Die im Katastrophenschutz Mitwirkenden im 
Sinne von § 5 tragen die sich aus der Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz ergebenden Kosten 
selbst. 

(4) Die Träger der Katastrophenhilfe tragen die son­
stigen Kosten für Aufstellung, Ausbildung, Ausstat­
tung und Unterbringung ihrer Kräfte selbst. 

(5) Die Betreiber von Anlagen tragen die ihnen nach 
§ 30 entstehenden Kosten selbst. Soweit sie den Be­
stimmungen von § 30 Abs. 2 unterliegen, sind sie 
verpflichtet, 

1. den Stadt- und Landkreisen die nach Absatz 2 
entstandenen Kosten zu erstatten, die durch die 
Bekämpfung gefahrbringender Freisetzungen aus 
ihrer Anlage sowie die vorläufige Beseitigung der 
dadurch verursachten Schäden entstanden sind, 

2. der Katastrophenschutzbehörde die Mittel bereit­
zustellen, die benötigt werden für Beschaffung, 
Installation, Erprobung der Betriebsbereitschaft, 
Unterhaltung und Ersatz von technischen Gerä­
ten sowie von Ausstattungs- und Ausrüstungsge­
genständen, die in besonderer Weise vor den 
Auswirkungen gefahrbringender Freisetzungen 
aus ihrer Anlage schützen sollen, 

3. dem Land die Kosten von Übungen zu erstatten, 
die Unfälle in ihrer Anlage zum Gegenstand ha­
ben, 

4. sofern sie eine kerntechnische Anlage betreiben, 
der Katastrophenschutzbehörde die Mittel bereit­
zustellen, die benötigt werden für die Aus- und 

Fortbildung der Meß- und Spürtrupps, die Mes­
sungen und Probenahmen in der Umgebung ihrer 
kerntechnischen Anlage durchführen sollen. 

Die in Satz 2 genannten Mittel und Kosten werden 
durch Verwaltungsakt festgesetzt. 

(6) Absätze 2 bis 5 gelten bei Maßnahmen nach § 22 
Abs. 3 entsprechend.". 

6. § 34 erhält folgende Fassung: 

,,§ 34 

Zuschüsse, Erstattungen 

(1) Den Stadt- und Landkreisen gewährt das Land 
Zuschüsse 

l. zu den Kosten nach § 33 Abs. 2 und 6, 

2. zu ihren Aufwendungen für Aufstellung, Ausbil­
dung, Ausstattung und Unterbringung der von ih­
nen getragenen Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzdienstes, sofern diese über­
wiegend für Einsätze außerhalb ihres Zuständig­
keitsbereichs vorgesehen sind. 

(2) Den privaten im Katastrophenschutz Mitwirken­
den im Sinne von § 5 aus dem Gesundheitsbereich 
gewährt das Land Zuschüsse zu ihren Aufwendun­
gen nach § 33 Abs. 3 und 6. 

(3) Den privaten Trägern der Katastrophenhilfe ge­
währt das Land Zuschüsse zu ihren Aufwendungen 
für Aufstellung, Ausbildung, Ausstattung und Un­
terbringung von Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzdienstes. Eine Förderung der 
privaten Träger der Katastrophenhilfe durch die 
Stadt- und Landkreise bleibt unberührt. 

(4) Das Land erstattet den Trägem der Katastro­
phenhilfe die Kosten, die diesen bei einem nach § 21 
Abs. 2 oder 3 angeordneten Katastropheneinsatz au­
ßerhalb der Landesgrenzen entstehen und die nicht 
von anderer Seite übernommen werden. Verwal­
tungskosten werden nicht erstattet.". 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 
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Das vorstehende Gesetz wird hIermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden. 

STUTTGAln', den 3. Juli 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR.SPÖRI 
BlRZELE 

VON ThOTHA 
MAYER-VORFELDER 

SOLINGER 
SCHAUFLER 
WEINMANN 

TEUFEL 
DR.VETI'ER 

DR. SCHULTZ-HECfOR 
DR. SCHÄUBLE 

WEISER 
SCHÄFER 

BAUMHAUER 
REINELT 

Verordnung 
der Landesregierung zur Übertragung 

einer Ermächtigung nach dem 
Baugesetzbuch 

Vorn 19. Juni 1995 

Auf Grund von § 219 Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbuches 
vorn 8.Dezernber 1986 (BGBI.I S.2253) wird verord­
net: 

§ 1 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
nach § 219 Abs.2 Satz 1 des Baugesetzbuches wird auf 
das Justizministerium übertragen. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt arn Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

(2) Die Verordnung der Landesregierung über die Zu­
weisung von Baulandsachen an die Landgerichte Karls­
ruhe und Stuttgart vom 10. Januar 1955 (GBI. S.7) tritt 
am 31. August 1995 außer Kraft. 

STUTTGART, den 19. Juni 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

TEUFEL 
DR. VETTER BIRZELE 

DR. SCHULTZ-HECfOR VON ThOTIlA 
MAYER-VORFELDER 

SOLINGER 
SCHAUFLER 

BAUMHAUER 
REINELT 

DR. SCHÄUBLE 
WEISER 

SCHÄFER 
WABRO 

WEINMANN 

Verordnung der Landesregierung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Pauschalforderung nach dem 
Landeskrankenhausgesetz 

Baden-Württemberg 

Vorn 26. Juni 1995 

Auf Grund von § 16 Abs.1 und 4 des Landeskranken­
hausgesetzes Baden-Württernberg vom 15. Dezember 
1986 (GBI. S. 425) wird verordnet: 

Artikell 

Die Verordnung der Landesregierung über die Pauschal­
förderung nach dem Landeskrankenhausgesetz Baden­
Württernberg vom 7.Dezember 1987 (GBI. S.734), zu­
letzt geändert durch Verordnung vorn 27. Juni 1994 
(GBI. S.353) wird wie folgt geändert: 

1. Die in § 2 Abs.1 genannten Beträge werden wie folgt 
ersetzt: 

» 55000 DM« durch» 60000 DM« 
» 85000 DM« durch» 95000 DM« 
»110000 DM« durch »120000 DM« 
»140000 DM" durch »155000 DM«. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die in Absatz 1 genannten Beträge werden wie 
folgt ersetzt: 

»3140 DM« durch »3420 DM« 
»3900 DM« durch »4250 DM« 
»4530 DM« durch »4930 DM« 
»5660 DM« durch »6160 DM«. 

b) Die in Absatz 2 Satz 2 genannten Beträge werden 
wie folgt ersetzt: 

»14 DM« durch »15,00 DM« 
»12 DM« durch »13,00 DM« 
» 7 DM« durch» 7,50 DM«. 

c) In Absatz 4 wird der Betrag »1350 DM« durch 
»1470 DM ersetzt. 

3. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Verringert das Krankenhaus seine Planbetten 
durch Vereinbarung des Krankenhausträgers mit den 
Landesverbänden der Krankenkassen und den Ver­
bänden der Ersatzkassen nach § 109 Abs.1 Satz 4 oder 
5 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch aufgrund des 
§ 17 ades Krankenhausfinanzierungsgesetzes oder 
wird die Zahl der Planbetten durch Änderungsbe­
scheid nach § 7 Abs.1 des Landeskrankenhausgeset­
zes herabgesetzt, so wird der auf die weggefallenen 
Planbetten entfallende Pauschalbetrag für zwei Jahre 
weitergewährt, soweit die Verringerung ein Fünftel 
der Planbetten nicht übersteigt.« 

4. In § 5 Abs.l wird der Betrag »80 DM« durch 
»90 DM« ersetzt. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Janaur 1995 
in Kraft. 

STUTTGART, den 26. Juni 1995 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

BIRZELE 
VON'ThOTHA 

MAYER-VORFELDER 
SOUNGER 

SCHAUFLER 
WAßRO 

WmNMANN 

TEUFEL 
DR. SCHULTz-HEcroR 

DR. SCHÄUBLE 
WEISER 

SCHÄFER 
UNGER-SOYKA 
BAUMHAUER 

REINELT 

Vierte Verordnung 
des Justizministeriums zur Änderung 

der Verordnung über Auslagenpauschsätze 
nach dem Gesetz über Kosten 

der Gerichtsvollzieher 

Vom 1. Juni 1995 

Es wird verordnet auf Grund von 

1. § 35 Abs.2 des Gesetzes über Kosten der Gerichts­
vollzieher vom 26. Juli 1957 (BGBl. S. 887), zuletzt ge­
ändert durch das Kostenrechtsänderungsgesetz 1994 
vom 24. Juni 1994 (BGBl. S.1325). 

2. § 1 der Verordnung der Landesregierung zur Übertra­
gung von Ermächtigungen auf dem Gebiet des Justiz­
kostenrechts vom 7. Oktober 1957 (GBl. S. 124): 

Artikell 

Die Verordnung des Justizministeriums über Auslagen­
pauschsätze nach dem Gesetz über Kosten der Gerichts­
vollzieher vom 3. August 1972 (GBl. S.452), zuletzt ge­
ändert durch Verordnung vom 6. März 1989 (GBl. 
S.116), wird wie folgt geändert: 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

»§ 2 

Pausehsatz für Telefondienstleistungen 

(1) Für eine Telefondienstleistung im Orts- oder N ahbe­
reich, die der Gerichtsvollzieher über den eigenen Fern­
sprechanschluß in Anspruch nimmt, wird ein Pauschsatz 
von 60 Deutsche Pfennig erhoben. 

(2) Für eine sonstige Inanspruchnahme von Telefon­
dienstleistungen im Orts- oder Nahbereich werden die 
im einzelnen Fall entstandenen Auslagen erhoben.« 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Ver­
kündung folgenden Monats in Kraft. 

STUTTGART, den 1. Juni 1995 DR. SCHÄUBLE 

Verordnung des Kultusministeriums 
zur Änderung der Verordnung über die 

Ausbildung und Prüfung an der 
Berufsaufbauschule 

Vom 8. Juni 1995 

Auf Grund von § 35 Abs.3 und § 89 Abs.l und 2 Nr.1 
des Schulgesetzes für Baden-Württemberg in der Fas­
sung vom 1. August 1983 (GBl. S. 397) wird verordnet: 

Artikell 

Die Verordnung des Kultusministeriums über die Aus­
bildung und Prüfung an der Berufsaufbauschule vom 
5.Juni 1984 (GBl. S.407), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 12. April 1994 (GBl. S.263), wird wie folgt 
geändert: 

§ 3 erhält folgende Fassung: 

»§ 3 

Aufnahmevoraussetzungen 

(1) Voraussetzungen für die Aufnahme in die Berufsauf­
bauschule sind: 

1. das Abschlußzeugnis der Hauptschule oder ein gleich­
wertiger Bildungsstand, 

2. a) das Abschlußzeugnis der Berufsschule oder, wenn 
diese nicht besucht wurde, einer einjährigen Be­
rufsfachschule oder 

b) das Abschlußzeugnis einer sonstigen mindestens 
zweijährigen nicht zur Prüfung der Fachschulreife 
führenden Berufsfachschule, 

3. a) der erfolgreiche Abschluß in einem für den Schul­
typ einschlägigen anerkannten Ausbildungsberuf 
oder, wenn ein solcher nicht festgelegt war, in ei­
ner sonstigen für den Schultyp einschlägigen Be­
rufsausbildung oder 

b) eine mindestens vierjährige für den Schultyp ein­
schlägige praktische Tätigkeit mit guten Beurtei­
lungen, wobei die Zeit des Besuchs einer Berufs­
fachschule mit Ausnahme wiederholter Schuljahre 
angerechnet wird, 

4. bei ausländischen Bewerbern zusätzlich ausreichende 
deutsche Sprachkenntnisse. 

(2) Der Schulleiter kann in begründeten Ausnahmefäl­
len, vor allem im Hinblick auf das angestrebtre Ausbil­
dungsziel, eine andere als die nach Absatz 1 einschlägige 
Berufsausbildung anerkennen. «. 



· . ,'.<' 

Nr.19 GBI. vom 25. Juli 1995 519 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

STUTIGART,den8.Juni 1995 DR. SCHULTZ-HECTOR 

Verordnung des Kultusministeriums 
über die Ausbildung und Prüfung an den 

Berufsfachschulen rur Kinderpflege 
(Kinderpflegerinnenverordnung) 

Vom 22. Juni 1995 

INHAL TSÜBERSICHT 

1. ABSCHNITT: 

Allgemeines 

§ 1 Zweck der Ausbildung 
§ 2 Dauer, Gliederung und Abschluß der Ausbildung 
§ 3 Bildungsplan, Stundentafel 
§ 4 Praktikum in der Säuglingspflege 
§ 5 Pflichtfächer und Kernfächer 

2. ABSCHNITT: 

Aufnahmeverfahren, Beraluugsgespräch 

§ 6 Aufnahmevoraussetzungen 
§ 7 Aufnahmeantrag 
§ 8 Auswahlverfahren 
§ 9 Beratungsgespräch 

3. ABSCHNITT: 

Versetzung 

§ 10 Voraussetzungen für die Versetzung 
§ 11 Wiedcrbolung, Entlassung 

4. ABSCHNITT: 

Prüfung zum Abschluß der schuliscbcn Ausbildung 

§ 12 Zweck der Prufung 
§ 13 Teile der Prüfung 
§ 14 Abnahme der Prüfung 
§ 15 Zulassung zur Prufung, Anmeldenoten 
§ 16 Prüfungsausschuß, Fachausschüsse 
§ 17 Schriftliche Prufung 
§ 18 Mündliche Prüfung 
§ 19 Ermittlung der Prüfungsergebnisse 
§ 20 Zeugnis 
§ 21 Wiederholung der Prüfung, Entlassung 
§ 22 Nichtteilnahme, Rücktritt 
§ 23 Täuschungshandlungeu, Ordnungsverstöße 

§ 24 Teilnehmer 
§ 25 Zeitpunkt 
§ 26 Meldung 

5. ABSCHNITT: 

Prüfung für Schulfremde 

§ 27 Voraussetzungen für die Zulassung 
§ 28 Entscheidung über die Zulassung 
§ 29 Durchführung der Prüfung 

6. ABSCHNITT: 

Berufspraktikum 

§ 30 Zweck des Berufspraktikums 
§ 31 Praktikumsstellen 
§ 32 Ausbildung und Bewertung 

7. ABSCHNITT: 

Abschluß der Ausbildung 

§ 33 Erziehungspraktische Prüfung 
§ 34 Abnahme der erziehungspraktisehen Prufung 
§ 35 Priifungsausschuß, Fachausschuß 
§ 36 Durchführung der erziehungspraktischen Prüfung 
§ 37 Ennittlung des Gesamtergebnisses 
§ 38 Abschlußzeugnis 
§ 39 Wiederholung, Beendigung der Ausbildung 

8. ABSCHNITT: 

Übergangs- und Scblußhestimmungen 

§ 40 Nachträgliche staatliche Anerkennung 
§ 41 Inkrafttreten 

Auf Grund von § 35 Abs.3 und § 89 Abs.l, 2Nr.1 bis 5, 
7 und 9 sowie Abs. 3 des Schulgesetzes für Baden-Würt­
temberg (SchG) in der Fassung vom 1. August 1983 
(GBI. S.397) wird verordnet: 

1. AB SCHNITT 

Allgemeines 

§ 1 

Zweck der Ausbildung 

Die Ausbildung an den Berufsfachschulen für Kinder­
pflege soll dazu befähigen, in Einrichtungen öffentlicher 
und freier Träger, insbesondere als Zweitkraft im Sinne 
des Kindergartengesetzes, sowie in Haushalten bei der 
Erziehung, Bildung, Pflege und Betreuung von Kindern 
mitzuwirken. 

§2 

Dauer, Gliederung und Abschluß der Ausbildung 

(1) Die Ausbildung dauert drei Jahre und gliedert sich 

1. in eine Ausbildung von zwei Schuljahren in der Be­
rufsfachschule für Kinderpflege (schulische Ausbil­
dung) und 

2. in ein durch die Berufsfachschlule begleitetes berufs­
bezogenes Praktikum (Berufspraktikum) von einem 
Jahr in einer Einrichtung, die dem Berufsbild der Kin­
derpflegerin entspricht, oder in einem Haushalt mit 
mindestens zwei Kindern im vorschulischen Alter. 

(2) Die Ausbildung kann auch berufsbegleitend durch­
geführt werden. Sie dauert dann entsprechend länger. 

(3) Die Ausbildung endet mit einer Abschlußprüfung. 
Sie besteht aus 
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1. der Prüfung zum Abschluß der schulischen Ausbil­
dungund 

2. der erziehungspraktischen Prüfung zum Abschluß des 
Berufspraktikums . 

Mit erfolgreichem Abschluß der gesamten Ausbildung 
wird die Berufsbezeichnung »Staatlich anerkannte Kin­
derpflegerin« erworben. 

§ 3 

Bildungsplan, Stundentafel 

Der Unterricht richtet sich nach den vom Kultusministe­
rium erlassenen Bildungs- und Lehrplänen und nach der 
als Anlage beigefügten Stundentafel. Dabei können in­
nerhalb des Wahlbereichs im Fach Englisch 120 und im 
Fach Mathematik 80 Unterrichtsstunden Zusatzunter­
richt für solche Schülerinnen angeboten werden, die ei­
nen dem Realschulabschluß gleichwertigen Bildungs­
stand aus Hauptschulabschluß und Berufsausbildung an­
streben und die Aufnahmevoraussetzung für das einjäh­
rige Berufskolleg zum Erwerb der Fachhochschulreife 
erfüllen wollen. 

§4 

Praktikum in der Säuglingspflege 

Bis zum Beginn des zweiten Schulhalbjahres des zweiten 
Schuljahres ist in der unterrichtsfreien Zeit ein minde­
stens dreiwöchiges Praktikum in Säuglingspflege abzu­
leisten. Der Schulleiter weist die Schülerinnen zu Beginn 
der Ausbildung auf die Regelung des § 15 Abs.1 hin. 

§5 

Pflichtfächer und Kernfächer 

(1) Für die Versetzung und für den Abschluß sind die 
Leistungen in den Pflichtfächern entscheidend. 

(2) Kernfächer unter den Pflichtfächern sind Deutsch, 
Erziehungslehre, Praxis- und Methodenlehre, Gesund­
heitslehre und Säuglingspflege sowie Sozialpädagogi­
sche Praxis. 

2. ABSCHNITT 

Aufnahmeverfahren, Beratungsgespräch 

§ 6 

Aufnahmevoraussetzungen 

(1) Voraussetzungen für die Aufnahme in die Berufs­
fachschule für Kinderpflege sind: 

1. das Abschlußzeugnis der Hauptschule oder der Nach­
weis eines gleichwertigen Bildungsstandes, wobei im 
Fach Deutsch mindestens die Note befriedigend und 
im Durchschnitt aller Fächer mindestens 3,4 erreicht 
sein muß, und 

2. der Nachweis, daß keine ansteckungsfähige Tuberku­
lose der Atmungsorgane vorliegt (§ 48 Bundes-Seu­
chengesetz ). 

Von Bewerberinnen, die das Zeugnis nach Satz 1 Nr. 1 
nicht an einer deutschen Schule erworben haben, ist zu­
sätzlich nachzuweisen, daß sie über die erforderlichen 
deutschen Sprachkenntnisse in Wort und Schrift verfü­
gen. 

(2) Der Schulleiter kann in begründeten Ausnahmefäl­
len auch Bewerberinnen, die die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr.1 nicht erfüllen, deren Leistungen 
aber erwarten lassen, daß sie den Anforderungen der 
Berufsfachschule für Kinderpflege genügen, aufneh­
men, soweit die Aufnahmekapazität der Schule durch 
Bewerberinnen nach Absatz 1 nicht erschöpft ist. 

§7 

Aufnahmeantrag 

(1) Der Aufnahmeantrag ist an die Berufsfachschule zu 
richten, an der die Ausbildung erfolgen soll. Der Ter­
min, zu dem der Antrag bei der Berufsfachschule einge­
gangen sein muß, wird vom Schulleiter bestimmt und auf 
geeignete Weise bekanntgegeben. Dem Aufnahmean­
trag sind beizufügen: 

1. ein Lebenslauf in tabellarischer Form mit Angaben 
über den bisherigen Bildungsweg und eine gegebenen­
falls ausgeübte Berufstätigkeit, 

2. beglaubigte Abschriften der Nachweise nach § 6, 

3. eine Erklärung, 

a) ob und gegebenenfalls an welcher Berufsfach­
schule für Kinderpflege bereits an einem Aufnah­
meverfahren teilgenommen wurde, 

b) ob und gegebenenfalls an welche Berufsfachschule 
für Kinderpflege ein weiterer Aufnahmeantrag ge­
richtet wurde. 

Sofern der Nachweis nach § 6 Abs.1 Satz 1 Nr.1 zum 
Anmeldetermin noch nicht vorgelegt werden kann, ist er 
unverzüglich nachzureichen; dem Aufnahmeantrag ist in 
diesem ,Falle eine beglaubigte Abschrift des letzten 
Schulzeugnisses beizufügen. Der Nachweis gemäß § 6 
Abs.1 Satz 1 Nr.2 ist spätestens beim Eintritt in die 
Schule durch ein Zeugnis des Gesundheitsamtes zu er­
bringen. 

(2) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Schullei­
ter. Er kann eine angemessene Frist setzen, iunerhalb 
deren erklärt werden muß, ob die Zusage über die Auf­
nahme angenommen wird. 

§ 8 

Auswahlverfahren 

(1) Ein Auswahlverfahren ist nur durchzuführen, wenn 

1. bei voller Ausschöpfung der vorhandenen personel­
len und sächlichen Gegebenheiten einschließlich der 
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für die sozialpädagogischen Praxis erforderlichen Aus­
bildungsplätze sowie 

2. bei Abstimmung der Aufnahmefähigkeit benachbar­
ter Schulen und entsprechender Zuweisung der Be­
werberinnen (§ 18 Abs.l und § 88 Abs.4 SchG) 

nicht alle Bewerberinnen, welche die Voraussetzungen 
nach § 6 erfüllen, in die Berufsfaehschule für Kinder­
pflege aufgenommen werden können. 

(2) Im Auswahlverfahren sind die Plätze nach folgenden 
Quoten zu vergeben.: 

1. 75 vom Hundert nach Eignung und Leistung, 

2. 20 vom Hundert nach Wartezeit, 

3. 5 vom Hundert für außergewöhnliche Härtefälle. 

Bleiben im Rahmen der Auswahl nach Satz 1 Nr. 2 und 3 
Plätze frei, sind diese nach Eignung und Leistung zu ver­
geben. 

(3) Bei der Vergabe der Plätze nach Eignung und Lei­
stung wird für die Bewerberinnen der Durchschnitt aus 
den Noten aller Fächer des Zeugnisses nach § 6 Abs.l 
Satz 1 Nr.l mit Ausnahme der Arbeitsgemeinschaften 
auf eine Dezimale errechnet. Bei gleicher Rangfolge ent­
scheidet der Schulleiter gegebenenfalls nach einem Eig­
nungsgespräch mit den einzelnen Bewerberinnen. 

(4) Bei der Vergabe der Plätze nach Wartezeit werden 
die Bewerberinnen in folgender Rangfolge aufgenom­
men: 

1. Bewerberinnen mit drei und mehr Schuljahren Warte-
zeit, 

2. Bewerberinnen mit zwei Schuljahren Wartezeit, 

3. Bewerberinnen mit einem Schuljahr Wartezeit. 

Iunerhalb dieser Gruppen werden die Plätze nach Eig­
nung und Leistung vergeben. Bei gleicher Rangfolge 
entscheidet der Schulleiter gegebenenfalls nach einem 
Eignungsgespräch mit den einzelnen Bewerberinnen. 
Berüeksichtigt werden nur volle Schuljahre, die seit dem 
ersten Aufnahmeantrag und der Erfüllung der Aufnah­
mevoraussetzungen nach § 6 bis zum Beginn des auf das 
laufende Aufnahmeverfahren folgenden Schuljahres 
verstrichen sind. Voraussetzung ist, daß für diese Schul­
jahre ununterbrochen ein Aufnahmeantrag gestellt und 
keine Aufnahmezusage erteilt wurde. 

(5) Ein außergewöhnlicher Härtefall liegt vor, wenn eine 
Bewerberin nach Absatz 2 Nr.l und 2 nicht ausgewählt 
worden ist und die Nichtaufnahme für sie mit Nachteilen 
verbunden wäre, die bei der Anlegung eines strengen 
Maßstabs über das Maß der mit der Nichtaufnahme üb­
licherweise verbundenen Nachteile erheblich hinausge­
hen. Für die Berücksichtigung als außergewöhnliche 
Härtefälle kommen insbesondere familiäre oder soziale 
Umstände oder andere nicht zu vertretende Gründe, 
welche die Aufnahme der Ausbildung verzögert haben, 
in Betraeht. Über das Vorliegen eines außergewöhnli­
chen Härtefalles und die sich nach dem Grad der Härte 

ergebende Rangfolge entscheidet ein Auswahlausschuß, 
dem der Schulleiter als Vorsitzender und vier von ihm 
beauftragte Lehrer angehören; § 16Abs.2 und 3 giltent­
sprechend. 

(6) Ist ein Aufnahmeantrag nach dem vom Schulleiter 
bestimmten Termin eingegangen, kann die Bewerbung 
erst berücksichtigt werden, wenn alle rechtzeitig einge­
gangenen Aufnahmeanträge beschieden oder zurückge­
nommen sind. 

§9 

Beratungsgespräch 

Grundlagen für die Wahrnehmung der Aufgaben der 
staatlich anerkannten Kinderpflegerin sind neben 
Kenntnissen und Fertigkeiten die berufliche Verantwor­
tungsbereitschaft und Belastbarkeit, die Fähigkeit zur 
persönlichen Zuwendung zu Kindern sowie die Fähig­
keit zur Zusammenarbeit mit Vorgesetzten, Mitarbei­
tern und EI tern. Deshalb so II erforderlichenfalls im Rah­
men des Aufnahmeverfahrens sowie bei der Aushändi­
gung der Halbjahresinformation und der Zeugnisse ein 
Beratungsgespräch über die Eignung für den Beruf ge­
führt werden. 

3. ABSCHNITT 

Versetzung 

§1O 

Voraussetzungen für die Versetzung 

(1) In das zweite Schuljahr wird versetzt, wer auf Grund 
der Leistungen in den Pflicht:fächern den Anforderungen 
im ersten Schuljahr im ganzen entsprochen hat und des­
halb erwarten läßt, daß den Anforderungen des zweiten 
Schuljahres genügt wird. 

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 liegen vor, wenn 
im Jahreszeugnis 

1. der Durchschnitt aus den Noten aller Pflichtfächer 4,0 
oder besser ist, 

2. der Durchschnitt aus den Noten der Kernfächer 4,0 
oder besser ist, 

3. die Leistungen in keinem Kernfach mit der Note »un­
genügend« bewertet sind, 

4. die Leistungen im Fach Erziehungslehre und im Fach 
Sozialpädgogische Praxis mit der Note »ausreichend« 
oder besser bewertet sind und 

5. die Leistungen in nicht mehr als einem Pflichtfach ge­
ringer als mit der Note »ausreichend« bewertet sind; 
sind die Leistungen in zwei Fächern geringer als mit 
der Note »ausreichend« bewertet, so erfolgt eine Ver­
setzung, wenn für beide Fächer ein Ausgleich gegeben 
ist. 
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Ausgeglichen werden können 

a) die Note »mangelhaft« in einem Kernfach durch 
mindestens die Note» gut« in einem anderen Kern­
fach, 

b) die Note '»mangelhaft« in einem Pflichtfach, das 
nicht Kernfach ist, durch mindestens die Note 
»gut« in einem anderen Pflichtfach oder die Note 
»befriedigend« in zwei anderen Pflichtfächern. 

(3) Falls eines der Pflichtfächer während des zweiten 
Schulhalbjahres mit weniger als zwei Drittel der vorge­
schriebenen Stundenzahl unterrichtet wurde, bleibt es 
bei der Entscheidung über die Versetzung unberücksich­
tigt. 

(4) Ausnahmsweise kann durch Beschluß der Klassen­
konferenz auch bei Nichterfüllung der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Voraussetzungen eine Versetzung erfol­
gen, wenn die Klassenkonferenz mit einer Zweidrittel­
mehrheit zu der Auffassung gelangt, daß die Leistungen 
nur vorübergehend nicht für die Versetzung ausreichen 
und nach einer Übergangszeit die Anforderungen des 
zweiten Schuljahres voraussichtlich erfüllt werden. 

(5) Die Versetzung oder Nichtversetzung ist im Zeugnis 
mit »versetzt« oder »nicht versetzt« zu vermerken. Im 
Falle einer Versetzung nach Absatz 4 ist im Zeugnis ein 
entsprechender Hinweis aufzunehmen. 

§11 

Wiederholung, Entlassung 

(1) Bei Nichtversetzung muß bei weiterem Verbleib an 
der Berufsfachschule das erste Schuljahr wiederholt wer­
den. Die freiwillige Wiederholung eines Schuljahres gilt 
als Nichtversetzung. 

(2) Wer im ersten Schuljahr zweimal nicht versetzt wor­
den ist, muß die Berufsfachsehule für Kinderpflege ver­
lassen. 

4. ABSCHNITT 

Prüfung zum Abschluß der schulischen Ausbildung 

§ 12 

Zweck der Prüfung 

In der Prüfung soll nachgewiesen werden, daß das Ziel 
der schulischen Ausbildung erreicht wurde und die ge­
forderten allgemeinen und fachlichen Kenntnisse, Fä­
higkeiten und Fertigkeiten vorliegen. 

§13 

Teile der Prüfung 

Die schulische Abschlußprüfung besteht aus der schrift­
lichen Prüfung und der mündlichen Prüfung. 

§ 14 

Abnahme der Prüfung 

(1) Die schriftliche und die mündliche Prüfung werden 
an der Berufsfachschule für Kinderpflege abgenommen. 

(2) Der Zeitpunkt der Prüfung wird festgelegt 

1. für die schriftliche Prüfung vom Schulleiter mit Zu­
stimmung des Oberschulamts, 

2. für die mündliche Prüfung vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses im Einvernehmen mit dem Schullei­
ter. 

§ 15 

Zulassung zur Prüfung, Anmeldenoten 

(1) Zur Prüfung sind alle Schülerinnen des zweiten 
Schuljahres zugelassen, die das Praktikum nach § 4 
naehweisen. Liegt diese Voraussetzung nicht vor, ist die 
Nichtzulassung vom Schulleiter festzustellen und der 
Schülerin unter Angabe der Gründe unverzüglich 
schriftlieh mitzuteilen. 

(2) Für die Prüfung werden in allen Fächern Anmelde­
noten (ganze Noten) gebildet, die aus den während des 
Schuljahres erbrachten Einzelleistungen zu ermitteln 
sind. Die Anmeldenoten sind für die Fächer der schriftli­
chen Prüfung fünf bis sieben Schultage vor Beginn der 
schriftlichen Prüfung und für die übrigen Fäeher fünf bis 
sieben Schultage vor der mündlichen Prüfung zusammen 
mit den Noten der schriftlichen Prüfung bekanntzuge­
ben. 

Die Schülerin hat spätestens einen Schultag nach Be­
kanntgabe der Anmeldenoten schriftlich gegenüber dem 
Schulleiter zu erklären, welches Fach sie für die schriftli­
che Prüfung (§ 17 Abs.2 Nr.2) wählt. 

§ 16 

Prüfungsausschuß, Fachausschüsse 

(1) FUr die schulische Abschlußprüfung wird an jeder 
Berufsfachschule für Kinderpflege ein Priifungsaus­
schuß gebildet, der für die ordnungsgemäße Durch­
führung der Prüfung verantwortlich ist. Diesem gehören 
an: 

1. als Vorsitzender ein Vertreter oder Beauftragter des 
Oberschulamtes, 

2. als stellvertretender Vorsitzender der Schulleiter oder 
sein ständiger Vertreter oder ein vom Schulleiter be­
auftragter Lehrer, 

3. sämtliche Lehrer, die im zweiten Schuljahr in den 
Pflichtfächern unterrichten. 

Das Oberschulamt und der Vorsitzende des Priifungs­
ausschusses können weitere Mitglieder berufen, soweit 
dies für die Durchführung der Prüfung erforderlich ist. 



.' : ~. '.' 

Nr.19 GBl. vom 25. Juli 1995 523 

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind bei ih­
rer Tätigkeit als Prüfer unabhängig. Sie sind zur Amts­
verschwiegenheit über alle Prüfungsangelegenheiten 
verpflichtet. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
hat sie vor Beginn der Prüfung hierüber zu belehren. 

(3) Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn min­
destens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Der 
Prüfungsausschuß entscheidet mit einfacher Mehrheit; 
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

(4) Für die mündliche Prüfung in den einzelnen Fächern 
bildet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses die er­
forderlichen Fachausschüsse. Jedem Fachausschuß ge­
hören an: 

1. der Vorsitzende oder ein von ihm bestimmtes Mitglied 
des Prüfungsausschusses als Leiter, 

2. der Fachlehrer der Klasse oder bei dessen Verhinde­
rung ein in dem betreffenden Prüfungsfach erfahrener 
Lehrer als Prüfer, 

3. ein weiteres fachkundiges Mitglied des Prüfungsaus-
schusses, zugleich als Protokollfilhrer. 

In Fächern, in denen die Klasse von verschiedenen Fach­
lehrern für Teilbereiche unterrichtet wird, gehören alle 
Fachlehrer dem Fachausschuß als Mitglieder an. Sie sind 
jeweils für ihren Teilbereich Prüfer nach Satz 2 Nr. 2. 
Der Leiter des Fachausschusses bestimmt den Gang der 
Prüfung; er kann selbst prüfen. 

§ 17 

Schriftliche Prüfung 

(1) Die Leitung der schriftlichen Prüfung obliegt dem 
Schulleiter. 

(2) Schriftliche Prüfungsarbeiten sind in folgenden Fä­
chern zu fertigen: 

1. Deutsch (180 Minuten), 

2. Erziehungslehre oder Praxis- und Methodenlehre 
(150 Minuten) nach Wahl der Schülerin, 

3. Gesundheitslehre und Säuglingspflege (150 Minu-
ten). 

(3) Die Prüfungsaufgaben werden im Rahmen der Bil­
dungs- und Lehrpläne gestellt. Die Schule schlägt dem 
Oberschulamt für jedes der vier in Frage kommenden 
Fächer vier Prüfungsaufgaben vor, das davon für jedes 
der vier. Fächer drei Prüfungsaufgaben auswählt. Von 
diesen Prüfungsaufgaben sind nach Wahl im Fach 
Deutsch eine Prüfungsaufgabe und in den übrigen Fä­
chern zwei Prüfungsaufgaben zu bearbeiten. 

(4) Über die schriftliche Prüfung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die vom Schulleiter und den aufsichtführenden 
Lehrern unterschrieben wird. 

(5) Die schriftlichen Arbeiten werden vom Fachlehrer 
der Klasse und von einem weiteren Fachlehrer , den der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt, korri-

giert und bewertet; dabei sind ganze und halbe Noten zu 
verwenden. Als Note der schriftlichen Prüfung gilt der 
auf die erste Dezimale errechnete Durchschnitt der bei­
den Bewertungen, der auf eine ganze oder halbe Note zu 
runden ist. Dezimalen von 0,3 bis 0,7 sind hierbei auf 
eine halbe Note, die übrigen Dezimalen auf eine ganze 
Note zu runden. Weichen die Bewertungen um mehr als 
eine ganze Note voneinander ab und können sich die bei­
den Korrektoren nicht einigen, hat der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses die endgültige Note für die schriftli­
che Prüfung festzusetzen; dabei gelten die Bewertungen 
der beiden Korrektoren als Grenzwerte, die nicht über­
und unterschritten werden dürfen. 

(6) Die Noten der schriftlichen Prüfung in den einzelnen 
Fächern werden der Schülerin fünf bis sieben Schultage 
vor der mündlichen Prüfung bekanntgegeben. 

§ 18 

Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung soll eine Ergänzung der 
schriftlichen Prüfung sein. Sie soll in der Regel 10 bis 15 
Minuten je Schülerin und Fach dauern. 

(2) Die mündliche Prüfung kann als Einzel- oder Grup­
penprüfung durchgeführt werden. Bei der Gruppenprü­
fung können bis zu drei Schülerinnen zusammen geprüft 
werden. Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses. 

(3) Die mündliche Prüfung kann sich auf alle Pflichtfä­
cher des zweiten Schuljahres mit Ausnahme von Textil­
arbeit, Werken und Sozialpädagogische Praxis erstrek­
ken. In dem für die schriftliche Prüfung nicht geWählten 
Fach Erziehungslehre oder Praxis- und Methodenlehre 
wird mündlich geprüft. 

(4) Auf Grund der Anmeldenoten und gegebenenfalls 
der Noten der schriftlichen Prüfung bestimmt der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses, ob und in welchen Fä­
chern mündlich zu prüfen ist. Die mündliche Prüfung fin­
det in mindestens einem Fach statt; sie soll in nicht mehr 
als drei Fächern stattfinden. Die zu prüfenden Fächer 
sind fünf bis sieben Schultage vor der mündlichen Prü­
fung bekanntzugeben. Darüber hinaus köunen von der 
Schülerin bis zum nächsten 'schultag dem Schulleiter 
schriftlich bis zu zwei weitere Fächer nach Absatz 3 be­
nannt werden, in denen mündlich zu prüfen ist. 

(5) Im Anschluß an die einzelne mündliche Prüfung setzt 
der Fachausschuß das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
auf Vorschlag des Prüfers fest; dabei sind ganze und 
halbe Noten zu verwenden. Kann sich der Fachausschuß 
mehrheitlich mit der Stimme des Leiters für keine be­
stimmte Note entscheiden, so wird die Note aus dem auf 
die erste Dezimale errechneten Durchschnitt der Bewer­
tungen aller Mitglieder gebildet, der auf eine ganze oder 
halbe Note zu runden ist; § 17 Abs. 5 Satz 3 gilt entspre­
chend. 
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(6) Über jede mündliche Prüfung ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die von den Mitgliedern des Fachausschusses 
zu unterschreiben ist. 

§ 19 

Ermittlung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Endnoten in den einzelnen Fächern werden in 
einer Schlußsitzung des Prüfungausschusses auf Grund 
der Anmeldenoten und der Prüfungsleistungen ermit­
telt, wobei d~r Durchschnitt auf die erste Dezimale zu 
errechnen und eine Dezimale bis 0,4 auf eine ganze Note 
aufzurunden ist, eine Dezimale von 0,5 oder schlechter 
auf eine ganze Note abzurunden ist. 

(2) Bei der Ermittlung der Endnoten zählen 

1. in den Fächern, in denen schriftlich und mündlich ge­
prüft wurde, die Anmeldenote, die Note der schriftli­
chen Prüfung und die Note der mündlichen Prüfung je 
einfach, 

2. in den Fächern, in denen nur schriftlich oder mündlich 
geprüft wurde, die Anmeldenote einfach und die Prü­
fungsnote doppelt. 

(3) In den Fächern, in denen nicht geprüft wurde, wer­
den die Anmeldenoten als Endnoten in das Zeugnis 
übernommen. 

(4) Der Prüfungsausschuß stellt in der Schlußsitzung 
fest, wer die Prüfung zum Abschluß der schulischen Aus­
bildung bestanden hat. Hierfür gelten die Bestimmun­
gen des § 10 Abs.2 und 3 entsprechend. Nach der 
Schlußsitzung ist das Ergebnis der Prüfung unverzüglich 
mitzuteilen. 

(5) Über die Schlußsitzung ist eine Niederschrift zu ferti­
gen, die vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und 
dem Mitglied, das die Niederschrift angefertigt hat, zu 
unterschreiben ist. 

(6) Die Niederschriften über die einzelnen Teile der Prü­
fung und über die Schlußsitzung des Prüfungsausschu­
ses, eine Liste mit den Prüfungsergebnissen und die Prü­
fungsarbeiten sind bei den Schulakten aufzubewahren. 
Die Niederschriften und die Prüfungsarbeiten können 
nach Ablauf von drei Jahren seit der Schlußsitzung des 
Prüfungsausschusses vernichtet werden. 

§ 20 

Zeugnis 

(1) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Zeugnis 
mit den nach § 19 Abs.l bis 3 ermittelten Endnoten. 

(2) Wer an der Prüfung teilgenommen hat und sie nicht 
bestanden hat und die Schule verläßt, erhält ein Ab­
gangszeugnis mit den nach § 19 Abs.l bis 3 ermittelten 
Endnoten. 

(3) Wer an der Prüfung nicht oder nur teilweise teilge­
nommen hat, erhält ein Zeugnis über die bis zum Aus­
scheiden erbrachten Leistungen oder, sofern sie bereits 

vorliegen, mit den Anme1denoten nach § 15 Abs. 2; Prü­
fungsleistungen bleiben unberücksichtigt. Wer an der 
Prüfung teilgenommen und sie nicht bestanden hat und 
das zweite Schuljahr wiederholt, erhält ein Jahreszeug­
nis mit den nach § 19 Abs.l bis 3 ermittelten Endnoten. 

(4) In den Zeugnissen nach den Absätzen 2 und 3 ist zu 
vermerken, daß das Ziel der schulischen Ausbildung der 
Berufsfachschule für Kinderpflege nicht erreicht ist. 

§ 21 

Wiederholung der Prüfung, Entlassung 

(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie nach 
erneutem Besuch des zweiten Schuljahres einmal wie­
derholen. 

(2) Die freiwillige Wiederholung auch nur eines Teils des 
zweiten Schuljahres gilt als Nichtbestehen der Prüfung. 
Bei bestandener Prüfung ist weder eine Wiederholung 
der schulischen Ausbildung noch eine Wiederholung der 
Prüfung zulässig. 

(3) Wer die Prüfung auch bei Wiederholung nicht be­
standen hat, muß die Berufsfachschule für Kinderpflege 
verlassen. 

§ 22 

Nichtteilnahme, Rücktritt 

(1) Wer ohne wichtigen Grund an der Prüfung nicht oder 
nur teilweise teilnimmt, hat die Prüfung nicht bestanden. 
Der wichtige Grund ist der Schule unverzüglich mitzutei­
len. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes ent­
scheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 

(2) Als wichtiger Grund gilt insbesondere Krankheit. 
.Auf Verlangen ist ein ärztliches oder amtsärztliches 
Zeugnis vorzulegen. Wer sich in Kenntnis einer gesund­
heitlichen Beeinträchtigung oder eines anderen wichti­
gen Grundes der Prüfung unterzogen hat, kann diese 
Gründe nachträglich nicht mehr geltend machen. Der 
Kenntnis steht die fahrlässige Unkenntnis gleich; fahr­
lässige Unkenntnis liegt insbesondere dann vor, wenn 
beim Vorliegen einer gesundheitlichen Beeinträchtigung 
nicht unverzüglich eine Klärung herbeigeführt wurde. 

(3) Sofern und soweit ein wichtiger Grund vorliegt, gilt 
die Prüfung als nicht unternommen. Die Teilnahme an 
einer Nachprüfung ist zu ermöglichen. In dil?sem Falle 
bleiben die bereits erbrachten Prüfungsleistungen beste­
hen. 

(4) Vor Beginn des ersten Prüfungsteils ist auf diese Be­
stimmungen hinzuweisen. 

§ 23 

Täuschungshandlungen, Ordnungsverstäße 

(1) Wer es unternimmt, das Prüfungs ergebnis durch 
Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmit­
tel zu beeinflussen oder wer nicht zugelassene Hilfsmittel 
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nach Bekanntgabe der Prüfungsaufgabe mit sich führt 
oder Beihilfe zu einer Täuschung oder einem Täu­
schungsversuch leistet, begeht eine Täuschungshand­
lung. 

(2) Wird während der Prüfung eine Täuschungshand­
lung festgestellt oder entsteht ein entsprechender Ver­
dacht, ist der Sachverhalt von einem aufsichtführenden 
Lehrer festzustellen und zu protokollieren. Die Schüle­
rin setzt die Prüfung bis zur Entscheidung über die Täu­
schungshandlung vorläufig fort. 

(3) Wer eine Täuschungshandlung begeht, wird von der 
weiteren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen; dies 
gilt als Nichtbestehen der Prüfung. In leichten Fällen 
kann statt dessen die Prüfungs leistung mit der Note »un­
genügend« bewertet werden. Die Entscheidung trifft bei 
der schriftlichen Prüfung der Leiter, bei der mündlichen 
Plüfung der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 

(4) Stellt sich eine Täuschungshandlung erst nach Aus­
händigung dcs Zeugnisses heraus, kann das Oberschul­
amt die ergangene Prüfungsentscheidung zurückneh­
men, das Zeugnis einziehen und entweder ein anderes 
Abschlußzeugnis erteilen oder die Prüfung für nicht be­
standen erklären, wenn seit der Ausstellung des Zeug­
nisses nicht mehr als zwei Jahre vergangen sind. 

(5) Wer durch eigenes Verhalten die Prüfung so schwer 
stört, daß es nicht möglich ist, seine Prüfung oder die 
Prüfung anderer ordnungsgemäß durchzuführen, wird 
von der Prüfung ausgeschlossen; dies gilt als Nichtbeste­
hen der Prüfung. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(6) Vor Beginn der Prüfung ist auf diese Bestimmungen 
hinzuweisen. 

5. ABSCHNITT 

Prüfung für Schulfremde 

§ 24 

Teilnehmer 

Wer das Zeugnis für den schulischen Abschluß erwerben 
will, ohne eine öffentliche oder staatlich anerkannte Be­
rufsfachschule für Kinderpflege zu besuchen, kann als 
außerordentliche Teilnehmerin (Schulfremde ) die Prü­
fung ablegen. 

§ 25 

Zeitpunkt 

Die Prüfung für Schulfremde findet einmal jährlich, in 
der Regel zusammen mit der Prüfung an den el1tspre­
chenden öffentlichen Schulen statt. 

§ 26 

Meldung 

(1) Die Meldung zur Prüfung ist bis zum 1. Dezember für 
die Prüfung im darauffolgenden Jahr an das für den 

Wohnsitz der Bewerberin zuständige Oberschulamt zu 
richten. 

(2) Der Meldung sind beizufügen: 

1. ein Lebenslauf in tabellarischer Form mit Angaben 
über den bisherigen Bildungsweg und gegebenenfalls 
über die ausgeübte Berufstätigkeit, 

2. die Geburtsurkunde sowie ein Lichtbild, 

3. die in § 6 als Voraussetzung für die Aufnahme in die 
Berufsfachschule geforderten Nachweise, der Nach­
weis eines mindestens dreiwöchigen Praktikums in 
Säuglingspflege (§ 4) und einer mindestens scchsmo­
natigen einschlägigen praktischen Tätigkeit in einer 
sozialpädagogischen Einrichtung unter Anleitung ei­
ner sozialpädagogischen Fachkraft, 

4. eine Erklärung darüber, ob und gegebenenfalls mit 
welchem Ergebnis bereits an Prüfungen einer Berufs­
fachschule für Kinderpflege teilgenommen wurde, 

5. eine Erklärung darüber, ob sich die Prüfung anf das 
Fach Religionslehre/-pädagogik erstrecken soll, 

6. Angaben über die schulische Vorbereitung auf die 
Prüfung oder über den Selbstunterricht sowie des in 
allen Prüfungsfächern durchgearbeiteten Lehrstoffes 
und der benutzten Literatur. 

§ 27 

Voraussetzungen für die Zulassung 

(1) Schulfremde können die Prüfung nicht eher ablegen, 
als es ihnen bei normalem Schulbesuch möglich wäre. 

(2) Zur Prüfung wird nur zugelassen, 

1. wer die in § 26 Abs. 2 genannten Nachweise und Er­
klärungen vorgelegt hat, 

2. wer nicht bereits zweimal die entsprechende Prüfung 
nicht bestanden hat, 

3. wer nicht bereits die Prüfung bestanden hat. 

(3) Zur Prüfung wird in der Regel nur zugelassen, wer in 
Baden-Württemberg den ständigen Wohnsitz hat oder in 
Baden-Württemberg an einer staatlich genehmigten 
Schule oder einer sonstigen Unterrichtseinrichtung auf 
die Schulfremdenprüfung vorbereitet wurde. 

§28 

Entscheidung über die Zulassung 

Das Oberschulamt entscheidet über die Zulassung und 
bestimmt die öffentliche Berufsfachschule für Kinder­
pflege, an der die Prüfung abzulegen ist. 

§ 29 

Durchführung der Prüfung 

(1) Für die zugelassenen Bewerberinnen gelten im übri­
gen die §§ 13, 14, 16 bis 19 und 21 bis 23 entsprechend 
mit folgender Maßgabe: 
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1. Fachlehrer im Sinne von § 16 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 und 
§ 17 Abs. 5 Satz 1 sind die vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses bestimmten Fachlehrer einer öffent­
lichen Schule, in der Regel der für die Abnahme der 
Prüfung zuständigen Berufsfachschule für Kinder­
pflege. 

2. Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf allc Pflicht­
fächer (§ 5 Abs.l) mit Ausnahme von Nahrungszube­
reitung, Textilarbeit, Werken und Sozialpädagogisehe 
Praxis; das Fach Religionslehre/-pädagogik wird nur 
auf Antrag geprüft. Ein schriftlich geprüftes Fach wird 
nur dann in die mündliche Prüfung eingezogen, wenn 
dies spätestens vier Schultage vor der mündlichen Prü­
fung schriftlich beantragt wird. 

3. In den nicht schriftlich geprüften Fächern kann der 
Fachausschuß ganz oder teilweise anstelle einer 
mündlichen Prüfung eine vereinfachte schriftliche 
Prüfung durchführen. 

4. Aus den Fächern Nahrungszubereitung und Werken 
oder Textilarbeit ist eine vom Faehausschuß gestellte 
Aufgabe unter Aufsicht zu bearbeiten. Die Bearbei­
tungszeit einschließlich der schriftlichen Ausarbeitung 
beträgt 180 Minuten; für die schriftliche Ausarbeitung 
im Fach Nahrungszubereitung stehen etwa 45 Minu­
ten und in den Fächern Werken und Textilarbeit etwa 
30 Minuten zur Verfügung. Für die Benotung gilt § 18 
Abs.5 entsprechend. 

5. Bei der Feststellung des Ergebnisses der Prüfung zäh-
len allein die Prüfungsleistungen. 

(2) Die Bewerberinnen haben sich bei Beginn der Prü­
fung mit einem mit Lichtbild versehenen amtlichen Aus­
weis auszuweisen und diesen während der gesamten Prü­
fung bei sich zu führen und auf Verlangen vorzuzeigen. 

(3) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält das Zeugnis 
für Schulfremde. 

(4) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal 
wiederholen. Auf Antrag wird eine Bescheinigung über 
die Teilnahme an tier Prüfung, über das Ergebnis der 
Prüfung und über die ermittelten Noten erteilt. 

6. ABSCHNITT 

Berofspraktikmn 

§ 30 

Zweck des Berufspraktikums 

(1) Das Berufspraktikum dient im Anschluß an die be­
standene schulische Abschlußprüfung dem saehgerech­
ten Einarbeiten in die Tätigkeit einer Kinderpflegerin 
sowie der Anwendung und Vertiefung der erworbenen 
Kenntnisse und Fertigkeiten. 

(2) Das Berufspraktikum ist in der Regel spätestens bis 
zu Beginn des fUnften auf den Abschluß der schulischen 
Ausbildung folgenden Schuljahres anzutreten. Wird es 

nach diesem Zeitpunkt begonnen, wird die Praktikums­
zeit um seehs Monate verlängert. 

§ 31 

Praktikumsstellen 

(1) Das Berufspraktikum ist in einer Einrichtung oder in 
einem Haushalt abzuleisten. Sie müssen dem Berufsbild 
einer Kinderpflegerin entsprechen und nach ihrer perso­
nellen und sächlichen Ausstattung für die Ausbildung 
geeignet sein. Darüber hinaus müssen in dem Haushalt 
mindestens zwei Kinder im vorschulischen Alter zu be­
treuen sein. 

(2) Die Auswahl der Praktikumsstelle bedarf der Zu­
stimmung der Schule, die das Praktikum begleiten wird. 
Zuständig ist die Schule, an der die schulische Abschluß­
prüfung abgelegt wurde. Sie kann in besonderes begrün­
deten Fällen den Weehsel zu einer anderen Berufsfach­
schule fUr Kinderpflege im Einvernehmen mit der auf­
nehmenden Schule zulassen. 

§ 32 

Ausbildung und Bewertung 

(1) Praktikumsstelle und Schule arbeiten bei der Durch­
führung des Berufspraktikums zusammen. Hierzu ist 
von der Schule ein Plan aufzustellen, der mit der Prakti­
kumsstelle abgestimmt wird. Im Ausbildungsplan ist ins­
besondere vorzusehen: 

1. Mitwirkung bei der praktischen Pflege und Erzie­
hungsarbeit, 

2. Einführung in die Zusammenarbeit mit den Eltern, 

3. Einführung in die Zusammenarbeit mit Mitarbeitern 
und Vorgesetzten, 

4. Vertiefung und Erweiterung der theoretischen und 
praktischen Ausbildung. 

(2) Die fachliche Anleitung an der Praktikumsstelle muß 
durch eine sozialpädagogische Fachkraft (Diplom-So­
zialpädagoge FR, Diplom-Sozialpädagoge BA oder 
staatlich anerkannter Erzieher) oder mit Zustimmung 
der Schule durch eine andere geeignete Fachkraft erfol­
gen. Die Fachkraft soll über eine mindestens zweijährige 
einschlägige Berufserfahrung verfügen. Die fachliche 
Anleitung an der Praktikumsstelle im Haushalt kann mit 
Zustimmung der Schule auch durch einen betreuenden 
Sorgeberechtigten erfolgen, der über persönliche Erfah­
rungen bei der Erziehung eigener oder fremder Kinder 
im vorschulischen Alter verfügt, für die Anleitung der 
Praktikantin geeignet ist und dafür zur Verfügung steht. 

(3) Ein von der Schule beauftragter Lehrer besucht die 
Praktikantin mindestens zweimal an der Praktikums­
stelle und fertigt darüber jeweils einen Bericht mit einer 
Bewertung mit einer ganzen oder halben Note; der Be­
richt wird zu den Schulakten genommen. Während des 
Berufspraktikums finden in der Schule Ausbildungsver-
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anstaltungen für die Praktikantinuen von insgesamt 
sechs bis zehn Schultagen statt. 

(4) Zu einem von der Schule bestimmten Termin hat die 
Praktikantin einen Bericht zu einem mit der Schule abge­
stimmten Thema der sozialpädagogischen Praxis vorzu­
legen. Der Bericht wird von dem gemäß Absatz 3 Satz 1 
beauftragten Lehrer mit einer ganzen oder halben Note 
bewertet. 

(5) Die Berichte und Beurteilungen sind mit der Schüle­
rin zu besprechen. 

(6) Das Berufspraktikum darf nicht länger als sechs Mo­
nate unterbrochen werden. Versäumte Praktikumszeit 
ist nachzuholen, wenn sie 30 Arbeitstage übersteigt. Bei 
Mutterschutz, Mutterschaftsurlaub und in besonders be­
gründeten Fällen kann die Sehule Ausnahmen von den 
Sätzen 1 und 2 zulassen, wobei die Praktikumszeit um bis 
zu drei Monate verkürzt werden kann. 

(7) Das Oberschulamt kann 

1. in besonders begründeten Fällen ein zweijähriges 
Halbtagspraktikum zulassen, 

2. eine in der Regel mehrjährige gleichwertige Tätigkeit 
in einem sozialpädagogischen Arbeitsbercich auf die 
Dauer des Berufspraktikums bis zu sechs Monaten an­
rechnen. 

7. AB SCHNITT 

Abschluß der Ausbildung 

§ 33 

Erziehungspraktische Prüfung 

(1) Am Ende des einjährigen Berufspraktikums wird 
eine erziehungspraktische Prüfung abgelegt. Durch die 
erziehungspraktische Prüfung soll festgestellt werden, 
ob die in den einzelnen Fächern vermittelten Kenntnisse 
und Fertigkeiten im Umgang mit Kindern entsprechend 
dem sozialpädagogischen Auftrag angewendet werden 
können. 

(2) Die erziehungspraktische Prüfung besteht aus einer 
schriftlichen Ausarbeitung ohne Aufsicht (drei Werk­
tage) und einem praktischen Teil (etwa 20 bis 30 Minu­
ten). 

§ 34 

Abnahme der erziehung~1)raktischen Prüfung 

(1) Der praktische Teil der erziehungspraktischen Prü­
fung wird in der vom Schulleiter benannten Einrichtung 
abgenommen. Der Zeitpunkt der erziehungspraktischen 
Prüfung wird vom Leiter des Fachausschusses im Einver­
nehmen mit dem Schulleiter festgelegt. 

(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann beim 
praktischen Teil der erziehungspraktischen Prüfung ei­
nem Vertreter der Einriehtung, in der der praktische Teil 

stattfindet, die Anwesenheit gestatten; dieser hat sich je­
der Einwirkung auf die Prüfung zu enthalten und darf bei 
der Beratung über die Notenfindung nicht anwesend 
sein. 

§ 35 

Prüfungsausschuß, Fachausschuß 

(1) Für die Feststellung, ob die gesamte Ausbildung er­
folgreich abgeschlossen wurde, wird an der Berufsfach­
schule für Kinderpflege ein Prüfungsausschuß gebildet. 
Diesem gehören an: 

1. als Vorsitzender ein Vertreter oder Beauftragter des 
Oberschulamtes, 

2. als stellvertretender Vorsitzender der Schulleiter oder 
sein ständiger Vertreter oder ein vom Schulleiter be­
auftragter Lehrer, 

3. sämtliche Lehrer, die gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 mit der 
Betreuung von Praktikanten beauftragt waren. 

§ 16 Abs.1 Satz 3, Abs.2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Für die Durchführung der erziehungspraktisehen 
Prüfung bildet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
die erforderlichen Fachausschüsse. Jedem Fachausschuß 
gehören an: 

1. der Vorsitzende oder ein von ihm bestimmtes Mitglied 
des Prüfungsausschusses als Leiter, 

2. der gemäß § 32 Abs. 3 mit der Betreuung der Prakti­
kantin beauftragte Lehrer oder bei dessen Verhinde­
rung ein vom Sehulleiter beauftragter Lehrer, der mit 
der Betreuung von Praktikantinnen vertraut ist. 

§ 36 

Durchführung der erziehungspraktischen Prüfung 

(1) Die Aufgaben für die schriftliche Ausarbeitung und 
für den praktischen Teil werden vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses auf Grund von Vorschlägen der 
Fachlehrer festgelegt und durch Los zugeteilt. Zwischen 
der Abgabe der schriftlichen Ausarbeitung und dem 
praktischen Teil sollen nicht mehr als zwei Wochen lie­
gen. 

Die SchUlerin hat die schriftliche Ausarbeitung selbstän­
dig anzufertigen und dies schriftlich zu versichern. 

(2) Die schriftliche Ausarbeitung wird von zwei Mitglie­
dern des Fachausschusses, die der Leiter des Fachaus­
schusses bestimmt, korrigiert und bewertet; dabei sind 
ganze und halbe Noten zu verwenden. Als Note der 
schriftlichen Ausarbeitung gilt der auf die erste Dezi­
male errechnete Durchschnitt der Bewertungen. § 17 
Abs.5 Satz 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß 
anstelle des Vorsitzenden des Prüfungsausschuses der 
Leiter des Fachausschusses tritt. 

(3) Der praktische Teil wird von mindestens zwei Mit­
gliedern des Fachausschusses, darunter dem Fachlehrer 
nach § 16 Abs.4 Satz 2 Nr. 2, abgenommen und bewer-
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tet; dabei sind ganze und halbe Noten zu verwenden. 
Der SchUlerin ist vor der Bewertung Gelegenheit zu ge­
ben, zum Verlauf kurz Stellung zu nehmen. § 18 Abs.5 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß eine aus dem 
Durchschnitt aller Bewertungen errechnete Note nicht 
zu runden ist. 

(4) Bei der Ermittlung der Note der erziehungsprakti­
schen Prüfung zählen die Note der schriftlichen Ausar­
beitung einfach und die Note des praktischen Teils drei­
fach. Dcr Durchschnitt ist auf die erstc Dezimalc zu er­
rechnen und auf eine ganze Note zu runden, wobei eine 
Dezimale bis 0,4 bis eine ganze Note aufzurunden, eine 
Dezimale von 0,5 oder schlechter auf eine ganze Note 
abzurunden ist. Das Ergebnis ist den Schülcrinnen nach 
Abschluß der erziehungspraktischen Prüfungen an der 
Schule bekanntzugeben. 

(5) Über die erziehungspraktische Prüfung ist eine Nie­
derschrift zu fertigen, die von den Mitgliedern des Fach­
ausschusses unterschrieben wird. 

§ 37 

Ermittlung des Gesamtergebnisses 

(1) Der Prüfungsausschuß stellt in der Schlußsitzung 
fest, ob die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen 
wurde. Die Ausbildung ist erfolgreieh abgeschlossen, 
wenn die Leistungen des Berufspraktikums mindestens 
mit der Note ausreichend (4,0) bewertet worden sind. 
Dabei muß die Note der erziehungspraktischen Prüfung 
mindestens »ausreichend« sein. 

(2) Für die Ermittlung der Endnote des Berufsprakti­
kums zählen: 

1. der Durchschnitt aus den Noten der Besuchsberichte 
des Berufspraktikums nach § 32 Abs. 3 einfach, 

2. die Note des Praktikumsberiehts nach § 32 Abs. 4 ein­
faeh, 

3. die Note der erziehungspraktischen Prüfung nach § 36 
Abs.4 doppelt. 

Der Durchschnitt ist auf die erste Dezimale zu errechncn 
und auf eine ganze Notc zu runden, wobei eine Dczimale 
bis 0,4 auf eine ganze Note aufzurunden, eine Dezimale 
von 0,5 oder schlechter auf eine ganze Note abzurunden 
ist. 

§ 38 

Abschlußzeugnis 

(1) Wer die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen hat, 
erhält ein Abschlußzeugnis, in dem die Noten des Ab­
schlusses der schulischen Ausbildung (§ 20 Abs.1, § 29 
Abs. 3) und die Endnote des Berufspraktikums (§ 37 
Abs. 2) ausgewiesen werden. In dem Zeugnis ist die Be­
rechtigung zur Führung dcr Berufsbezeichnung »Staat­
lich anerkannte Kinderpflegerin« zu vermerken. 

(2) Wer die Ausbildung nicht erfolgreich abgeschlossen 
hat, erhält eine Bescheinigung mit der nach § 37 Abs. 2 
ermittelten Endnote. 

§ 39 

Wiederholung, Beendigung der Ausbildung 

Wurde die Ausbildung nicht erfolgreich abgeschlossen, 
hat der Prüfungsausschuß zu entscheiden, ob 

1. ein zusätzliches Berufspraktikum abzuleisten ist und 
die erziehungspraktische Prüfung wiederholt werden 
muß oder 

2. nur die erziehungspraktische Prüfung unter Beibehal­
tung der vorliegenden Noten (§ 32 Abs. 3 und 4) wie­
derholt werden muß. 

Im Fall von Satz 1 Nr.1 ist die Dauer des zusätzlichen 
Berufspraktikums zwischen sechs und zwölf Monaten 
festzulegen und zu entscheiden, inwieweit die bereits 
vorliegenden Noten (§ 32 Abs.3 und 4) angerechnet 
werden. Die erziehungspraktischePrüfung kann nur ein­
mal wiederholt werden. Wer die Ausbildung nicht er­
folgreich abgeschlossen hat, erhält die Bescheinigung 
nach § 38 Abs. 2. 

8. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 40 

Nachträgliche staatliche Anerkennung 

(1) Personen mit dem Abschluß »Staatlich geprüfte Kin­
derpflegerin« kann auf Antrag die staatliche Anerken­
nung verliehen werden, wenn sie folgende Bedingungen 
erfüllen: 

1. Zweijährige abgeschlossene Ausbildung in Kinder­
pflege und -erziehung, 

2. mindestens zweijährige Berufstätigkeit in sozialpäda- ' 
gogischen Einrichtungen oder in Arbeitsbereichen, 
die dem Berufsbild der staatlich anerkannten Kinder­
pflegerin entspreehen, und 

3. Zeugnisse über die Berufstätigkeit nach Nummer 2 
mit mindestens ausreichenden Leistungen. 

Der Antrag ist unter Anschluß eines tabellarischen Le­
benslaufs und der unter Nr.1 bis 3 genannten Nachweise 
bei dem Oberschulamt einzureichen, in dessen Bezirk 
der Wohnort oder die vorgesehene Arbeitsstelle liegt. 

(2) Personen mit dem Abschluß »Staatlich geprüfte Kin­
derpflegerin« ohne zweijährige Berufstätigkeit in sozial­
pädagogischen Einrichtungen können nach Ableistung 
des einjährigen Berufspraktikums und dem Ablegen der 
erziehungspraktischen Prüfung die staatliche Anerken­
nung erhalten. 

Die Regelungen des sechsten und siebten Abschnittes 
gelten - mit Ausnahme des § 32 Abs. 7 Nr.2 entspre­
chend. 
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§ 41 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am l.August 1995 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Schulversuchsbestimmungen 
über die Ausbildung und Prüfung an den Berufsfach­
schulen für Kinderpflege vom 11. August 1981 (V 2352-
1/164), zuletzt geändert am 18. Juli 1989, außer Kraft. 

(2) Für die vor Inkrafttreten dieser Verordnung bereits 

begonnene Ausbildung gelten die bisherigen Vorschrif­
ten weiter. 

(3) Diese Verordnung gilt auch für männliche Bewerber, 
Schüler und Praktikanten. Sie erwerben nach § 2 Abs.3 
nach erfolgreichem Abschuß der gesamten Ausbildung 
die Berufsbezeichnung »Staatlich anerkannter Kinder­
pfleger«. Dies gilt entsprechend für die nach § 38 Abs.l 
auszustellende Zeugnisurkunde. 

STUTIGART, den 22. Juni 1995 DR. SCHULTZ-HECfOR 

Stuudeutafel der Berufsfachschule für Kiuderpflege 
(Durchschnittliche Zahl der Wochenstunden) 

Anlage 
(zu §3 Satz 1) 

1. Pt1ichtbereich 

Religionslehre 
Deutsch 
Gemeinschaftskunde 
Sport, Bewegungserziehung und Rhythmik 
Erziehungslehre 
Praxis- und Methodenlehre 
KindeJliteratur 
Gesundheitslehre und Säuglingspflege 
Ernährungslehre 
Werkstoff-/Wohnlehre 
Bildnerisches Gestalten 
Musik 
Nahrungszubereitung 
Textilarbeit 
Werken 
Sozialpädagogische Praxis 

Insgesamt 

1 14tägig mit 6 Stunden oder als Block 
2 je nach organisatorischen Möglichkeiten auch als Block 

2. Wahl bereich 

1. Schuljahr 

2 
2 
1 
2 
2 

3 

1 
2 
2 

1 
2 
2 

4 

32 

2. Schuljahr 

2 
2 
2 

3 
2 

4 
2 
2 

2 

32 

2.1 Zusatzunterricht für die Aufnahme in das einjährige Berufskolleg zum Erwerb der Fach­
hochschulreife: 

Englisch 
Mathematik 

2.2 Berufsbezogener Bereich: 

zum Beispiel 
Instrumentalmusik 
Kunsterziehung 
Darstellendes Spiel 
Heilpädagogik 
Krankenpflege 

1. Schuljahr 
2 
1 

2. Schuljahr 
1 
1 
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Verordnung des Regierungspräsidiums 
Freiburg über das Naturschutzgebiet 

n Talebuckel {( 

Vom 25. Mai 1995 

Auf Grund der §§ 21, 58 Abs. 2 und 64 Abs.1 Nr.3 des 
Naturschutzgesetzes (NatSchG) vom 21. Oktober 1975 
(GBI. S.654), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Fe­
bruar 1994 (GBI. S. 73), wird verordnet: 

AUgemeine Vorschriften 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der Stadt Offenburg, Ortenaukreis, werden zum Natur­
schutzgebiet erklärt. Das Natursehutzgebiet führt die 
Bezeichnung »Talebuckel«. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 
37 ha. 

(2) Das Naturschutzgebiet besteht aus einem Teilbereieh 
der Offenburger Vorbergzone nordöstlich der Ortschaft 
Rammersweier und umfaßt naeh dem Stand vom 17. De­
zember 1992 auf Gemarkung Rammersweier die Grund­
stücke Fist. Nm. 1834/3,1834/4,1837/1,183811, 1841/ 
1,184211,1844/2,1845 bis 1847, 1884 bis 1889,1890/1, 
1892 bis 1895, 1897 bis 1899, 1900 bis 1910, 191111,1911/ 
2, 1912 bis 1916, 191811, 1919/1, 1921 bis 1925, 1928, 
1932 bis 1934, 1935/1, 1937 bis 1942, 1944 bis 1948, 1951, 
1952,1953/1,195511, 1957 bis 1963, 1965, 1966, 196711, 
1967/2,1968,1969,1971/1,1972,1975/1,1976/1,1978 
bis 1987, 198911, 1990/1, 1990/2, 1991, 1992, 1994, 
199511, 1997 bis 2000, 2001/3, 2002, 2003/1, 2005 bis 
2008, 2009/1, 2011 bis 2014,2015/1, 201711, 2019/1, 
2021 bis 2023, 202411, 2026/1, 202811, 2034/1, 2035/1, 
2037 bis 2041, 2043, 2044/1, 2046 bis 2048, 2049/1, 2049/ 
2,2051/1,2052 bis 2065, 2067/1, 2068, 2069/1, 206912, 
2069/3,2069/4,2070,2071,2071/1,2072 bis 2080, 2082/ 
1,2084 bis 2101,2103/1,2105,2107 bis 2117, 2126 bis 
2133,2135,2136,213711,213712,2137/3,2138 bis 2140, 
2149, 2150, 2151/11, 2152, 2153/1, 2153/2, 2153/3, 
2154,2156 bis 2164,216511,2167 bis 2173,2175 bis 2177, 
2179 bis 2188, 2191/1, 2192 bis 2200, 2202, 2204 bis 2206, 
2208 bis 2210, 2212 bis 2224, 222411, 2225 bis 2227,2230 
bis 2233, 2235/1, 2236 bis 2246, 2248, 2250, 2252 bis 
2254,2255/1,2255/2, 2256 bis 2259, 2261 bis 2266, 2267/ 
1,2269 bis 2273,227311,227312,2275/1,2275/2,2276, 
227611,2277 bis 2280, 2282, 2282/1, 2283, 2283/1, 2284, 
2284/1, 2285, 2285/1, 2295, 2299/1, 2300/1, 230113, 

2301/ 4, 2358/1, 2359 bis 2364, 2366, 2367/1, 2368 und 
2369 sowie Teile der Grundstücke Flst.Nrn. 2028/2, 
2028/3, 2029/1, 2029/2, 2030 bis 2032, 2118, 2119/1, 
2119/2, 2121 bis 2125, 2141 bis 2143, 2145, 2151112, 
2286,228611,2287 bis 2294 sowie 2296. Im Osten wird 
das Naturschutzgebiet durch den außerhalb des Schutz­
gebiets liegenden Weg begrenzt. 

(3) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer 
Übersichtskarte im Maßstab 1: 25000 vom 1. Februar 
1993 und in einer Detailkarte im Maßstab 1 : 5000 vom 
1. Februar 1993 rot eingetragen. Die Karten sind Be­
standteil dieser Verordnung. Die Verordnung mit Kar­
ten wird beim Regierungspräsidium Freiburg in Freiburg 
i. Br., beim Landratsamt Ortenaukreis in Offenburg und 
im Rathaus der Stadt Offenburg in Offenburg auf die 
Dauer von zwei Wochen, beginnend am Tag nach Ver­
kündung dieser Verordnung im Gesetzblatt, zur kosten­
losen Einsicht durch jedermann während der Sprechzei­
ten öffentlich ausgelegt. 

(4) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Aus­
legungsfrist bei den in Absatz 3 Satz 3 bezeichneten Stel· 
len zur kostenlosen finsicht durch jedermann während 
der Sprechzeiten niedergelegt. 

§ 3 

Schutzzweck 

Schutzzweek des Naturschutzgebietes ist die Erhaltung 
eines kleinräumigen Biotopmosaiks im hügeligen Ge­
lände der Vorbergzone mit ungedüngtem Grünland, 
Feldgehölzen, vielgestaltigen Waldrändem, Streuobst­
beständen, Feuchtgebieten untersehiedlieher Art und 
Lößanrissen als 

- Lebensraum für zahlreiche gefährdete Tier- und 
Pflanzenarten, insbesondere Vogel- und Insektenar­
ten, 

naturhafter Landsehaftsteil von besonderer Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit und 

- als Forschungsobjekt für die Naturwissenschaften, 
insbesondere die Biologie. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver­
boten, die zu einer Zerstörung oder Veränderung im 
Schutzgebiet oder seines Naturhaushalts oder zu einer 
Beeinträchtigung der wissenschaftliehen Forschung füh­
ren oder führen können, insbesondere die in den Absät­
zen 2 bis 6 genannten Handlungen. 

(2) Zum Schutz von Tieren und Pflanzen ist es verboten, 

1. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh­
men, zu beschädigen oder zu zerstören; 

2. Standorte besonders geschützter Pflanzen durch Auf­
suehen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Hand­
lungen zu beeinträchtigen oder zu zerstören; 
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3. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustel­
len, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier 
oder Nester oder sonstige Brut-, Wohn- oder Zu­
fluchtstätten dieser Tiere zu entfernen, zu beschädi­
gen oder zu zerstören; 

4. wildlebende Tiere an ihren Nist-, Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtstätten durch Aufsuchen, Fotografieren, Fil­
men oder ähnliche Handlungen zu stören; 

5. Hunde frei laufen zu lassen. 

(3) Verboten ist es, bauliche Maßnahmen durchzuführen 
und vergleichbare Eingriffe vorzunehmen, wie 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung zu 
errichten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnah­
men durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen die­
ser Art zu verändern; 

3. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu be­
seitigen oder zu verändern sowie Entwässerungs- oder 
andere Maßnahmen vorzunehmen, die den Wasser­
haushalt verändern; 

4. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder an­
zubringen mit Ausnahme behördlich zugelassener Be­
schilderungen. 

(4) Bei der Nutzung der Grundstücke ist es verboten, 

1. die Bodengestalt zu verändern, insbesondere durch 
Aufschüttungen oder Abgrabungen; 

2. Art und Umfang der bisherigen Grundstücksnutzung 
entgegen dem Schutzzweck zu ändern; 

3. neu aufzuforsten oder Christbaum- und Schmuckrei­
sigkulturen und Vorratspflanzungen von Sträuchern 
und Bäumen anzulegen; 

4. Dauergrünland oder Dauerbrache umzubrechen; 

5. Pflanzenschutzmittel, Düngemittel oder Chemikalien 
zu verwenden; 

6. Bienenstände aufzustellen. 

(5) Insbesondere bei Erholung, Freizeit und Sport ist es 
verboten, 

1. die Wege zu verlassen; 

2. das Gebiet außerhalb befestigter Wege mit Fahrrä­
dern zu befahren; 

3. zu reiten; 

4. das Gebiet mit motorisierten Fahrzeugen aller Art zu 
befahren, ausgenommen KrankenfahrsWhle; 

5. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen oder Verkaufs­
stände aufzustellen oder Kraftfahrzeuge abzustellen; 

6. Luftfahrzeuge, insbesondere Luftsportgeräte und 
Flugmodelle, zu starten oder zu landen sowie das Ge­
biet mit Luftsportgeräten oder Flugmodellen zu über­
fliegen . 

(6) Weiter ist es verboten, 

1. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu hinterlassen 
oder zu lagern; 

2. Feuer anzumachen oder zu unterhalten; 

3. Lärm, Luftverunreinigungen oder Erschütterungen 
zu verursachen. 

§5 

Zulässige Handlungen 

(1) Für die landwirtschaftliche Bodennutzung gelten die 
Verbote des § 4 nicht, wenn sie ordnungsgemäß und in 
der bisherigen Art sowie im bisherigen Umfang erfolgt. 
Voraussetzung ist weiter, daß 

1. Dünger und Pflanzenschutzmittel nicht ausgebracht 
werden; 

2. Grünland nicht umgebrochen wird; 

3. eine Beweidung nur mit Schafen erfolgt, wobei 

eine Koppelhaltung zu unterbleiben hat; 

ein Pferchplatz nur nach Zustimmung der höheren 
Naturschutzbehörde angelegt werden darf; 

4. eine Streuobstnutzung mit Zustimmung der höheren 
Naturschutzbehörde zulässig ist; 

5. keine Bienenstände aufgestellt werden. 

(2) Für die forstwirtschaftliche Bodennutzung gelten die 
Verbote des § 4 nicht, wenn sie ordnungsgemäl3 und in 
der bisherigen Art sowie im bisherigen Umfang erfolgt. 

(3) Für die Ausübung der Jagd gelten die Verbote des § 4 
nicht, wenn sie ordnungsgemäß und in der bisherigen 
Art sowie im bisherigen Umfang erfolgt. Voraussetzung 
ist weiter, daß keine Hochsitze errichtet werden; zu­
lässig bleibt das Aufstellen von einfachen Leitern in Ge­
hölzen. 

(4) Unberührt bleibt auch die sonstige bisher rechtmäßi­
gerweise ausgeübte Nutzung der Grundstücke und 
Gewässer sowie der rechtmäßigerweise bestehenden 
Einrichtungen in der bisherigen Art und im bis­
herigen Umfang sowie deren Unterhaltung und Instand­
setzung. 

§6 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

(1) Schutz- und Pflegernaßnahmen werden durch die hö­
here Naturschutzbehörde in einem Pflegeplan oder 
durch Einzelanordnung festgelegt. § 4 dieser Verord­
nung ist insoweit nicht anzuwenden. 

(2) Durch Pflegernaßnahmen ist das in § 3 dieser Ver­
ordnung beschriebene kleinräumige Biotopmosaik zu 
erhalten und in Teilbereichen, insbesondere durch Ge­
hölzpflanzungen, zu vervollständigen. 
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Schlußvorschriften 

§7 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG durch die höhere Naturschutzbehörde Befrei­
ung erteilt werden. 

§8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs. 1 NT. 3 NatSchG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Naturschutz­
gebiet nach § 4 dieser Verordnung verbotene Handlun­
gen vornimmt. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Ausle­
gungsfrist in Kraft. 

FRBIBURG 1. BR. , den 25. Mai 1995 DR. SCHROEDBR 

Verkündungshinweis: 

Nach § 60a des Naturschutzgesetzes (NatSchG) vom 
21.0ktober 1975 (GBI. S.654), zuletzt geändert durch 
das Biotopschutzgesetz vom 19.November 1991 (GBI. 
S. 701), ist eine Verletzung der in § 59 NatSchG genann­
ten Verfahrens- und Formvorschriften nur beachtlich, 
wenn sie innerhalb eines J abres nach Erlaß der Verord­
nung schriftlich beim Regierungspräsidium Freiburg gel­
tend gemacht wird; der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Stuttgart über das Naturschutzgebiet 
))Griesbuckellandschaft Demmingen « 

Vom 29. Mai 1995 

Auf Grund von §§ 21,58 und 64 des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) vom 21. Oktober 1975 (GBI. S. 654), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 7. Februar 1994 (GBI. S. 73), 
wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der Gemeinde Dischingen, Landkreis Heidenheim, wer­
den zum Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzge­
biet führt die Bezeichnung »Griesbuckellandschaft 
Demmingen«. 

§ 2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet besteht aus zehn Teilflächen 
mit einer Gesamtgröße von rund 25,2 ha. Es umfaßt 
nach dem Stand vom 1. Mai 1991 auf dem Gebiet der Ge­
meinde Dischingen, Gemarkung Demmingen, Land­
kreis Heidenheim, die Flurstücke Nm. 345/1 teilweise 
(tw), 345/2, 400, 412, 413, 42012, 421 tw, 424, 449, 
455 tw, 491, 493 tw, 508 tw, 551 tw. 

(2) Das Schutzgebiet ist in einer Übersichtskarte des Re­
gierungspräsidiums Stuttgart vom 31. März 1993 im 
Maßstab 1: 25 000 schwarz umgrenzt und flächig rot an­
gelegt sowie in einer Flurkarte des Regiemngspräsi­
diums Stuttgart vom 31. März 1993 im Maßstab 1 : 2500 
schwarz umgrenzt und rot angeschummert eingetragen. 
Die Karten sind Bestandteil der Verordnung. Die Ver­
ordnung mit Karten wird beim Regierungspräsidium 
Stuttgart in Stuttgart und beim Landratsamt Heiden­
heim in Heidenheim auf die Dauer von drei Wochen, be­
ginnend am achten Tag nach Verkündung dieser Verord­
nung im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht durch je­
dermann während der Sprechzeiten öffentlich ausgelegt. 

(3) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Aus­
legungsfrist bei den in Absatz 2 Satz 3 bezeichneten Stel­
len zur kostenlsoen Einsicht durch jedermann während 
der Sprechzeiten niedergelegt. 

§ 3 

Schutzzweck 

Schutzzweck ist 

- die Erhaltung und Sicherung einer ausgeprägten, teils 
wald- und teils steppenheidebedeckten Griesbuckel­
landschaft wegen ihrer besonderen Eigenart; 

- die Erhaltung und Sicherung der ökologisch wertvol­
len Lebensräume seltener Pflanzen- und Tierarten, 
darunter gefährdete Arten der Roten Liste wie zum 
Beispiel Mondraute und Küchenschelle; 

- die Erhaltung des typischen Landschaftsbildes. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver­
boten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver­
änderung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, 
zu einer nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträch­
tigung der wissenschaftlichen Forschung führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung 
in der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder 
der Errichtung gleichgestellte Maßnahmen durchzu­
führen; 
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2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanla­
gen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen 
dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Entwässerungs- oder andere Maßnahmen vorzuneh­
men, die den Wasserhaushalt des Gebiets verändern, 
sowie Gewässer zu verunreinigen; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern; 

6. land- oder forstwirtschaftliehe Produkte zu lagern; 

7. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen; 

8. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu ent­
nehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzu­
stellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Larven, 
Eier oder Nester oder sonstige Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtstätten dieser Tiere zu entfernen, zu beschä­
digen oder zu zerstören; 

10. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung entge­
gen dem Schutzzweck zu ändern; 

11. Dünger oder Chemikalien einzubringen; 

12. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufsstände aufzustellen oder Erho­
lungseinrichtungen aller Art anzulegen; 

13. Fahrsilos anzulegen; 

14. Feuer anzumachen; 

15. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigun­
gen oder Erschütterungen zu verursachen; 

16. das Gebiet mit Fahrzeugen jeglicher Art zu befah­
ren; 

17. Luftfahrzeuge, insbesondere Luftsportgeräte und 
Flugmodelle, zu starten oder zu landen; 

18. Abgrabungen vorzunehmen; 

19. auf den Steppenheideflächen der Griesbuckel Spitz­
bergle, Buchberg, Buchbergle, Dörrbergle und Kuh­
reisberg zu pferchen. 

§ 5 

Zulässige Handlungen 

§ 4 gilt nicht 

1. für die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd; 

2. für die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang, aus­
genommen Maßnahmen nach § 4 Abs.2 Nr. 19; 

3. für die zeitweilige Haltung von Schafen im mobilen 
Weidezaun; 

4. für die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang mit 
der Zielvorstellung, daß die vorhandenen Nadel­
baumbestände im Rahmen der forstlichen Bewirt-

schaftung langfristig in naturnahe, standortgerechte 
Laubbaumbestände umgebaut werden; 

5. für die sonstige, bisher rechtmäßigerweise ausgeübte 
Nutzung der Grundstücke, Gewässer, Straßen und 
Wege sowie der rechtmäßigerweise bestehenden Ein­
richtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang sowie deren Unterhaltung und Instandset­
zung; 

6. für Pflegernaßnahmen, die von der höheren Natur­
schutzbehörde oder der von ihr beauftragten Stelle 
im Wald im Einvernehmen mit dem zuständigen Staat­
lichen Forstamt - angeordnet werden; 

7. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschil­
derungen. 

§6 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§ 7 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Schutz- und Pflegernaßnahmen werden in einem Pflege­
plan oder durch Einzelanordnung der höheren Natur­
schutzbehörde im Wald im Einvernehmen mit dem zu­
ständigen Staatlichen Forstamt festgelegt. 

§ 8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr.2 NatSchG 
handelt, wer in dem Naturschutzgebiet vorsätzlich oder 
fahrlässig eine der nach § 4 in Verbindung mit § 5 dieser 
Verordnung verbotenen Handlungen vornimmt. 

§9 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der 
Auslegungsfrist in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verord­
nung des Landratsamtes Heidenheim zum Schutz von 
Landschaftsteilen im Kreis Heidenheim vom 20. März 
1978 (GBI. S.204) bezüglich der Landschaftsteile 

a) »Alte Burg südwestlich von Demmingen« (LSG 
12.66) 

b) »Spitzbergle südwestlich von Demmingen« (LSG 
12.65) 

c) »Buchberg mit Umgebung westlich von Demmin· 
gen« (LSG 12.63) 

d) »Kuhreisberg, Dörrbergle, Kammerbergle mit Um­
gebung nördlich von Demmingen« (LSG 12.64) 

für den räumlichen Geltungsbereich dieser Verordnung 
außer Kraft. 
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Die Naturdenkmalverordnung des Landratsamtes Hei­
denheim vorn 7. März 1984 (Heidenheimer Zeitung und 
Heidenheimer Neue Presse vorn 14. März 1984) tritt be­
züglich des nunmehr im Naturschutzgebiet liegenden 
Naturdenkmals Nr. 1126 (Griesbuckel Dörrbergle) au­
ßer Kraft. 

STUTIGART, den 29. Mai 1995 DR.ANDRIOF 

Verkündungshinweis: 

Gemäß § 60a des Naturschutzgesetzes ist eine Verlet­
zung der in § 59 NatSchG genannten Verfahrens- und 
Formvorschriften nur beachtlich, wenn sie innerhalb ei­
nes Jahres nach Erlaß der Verordnung schriftlich beim 
Regierungspräsidium Stuttgart geltend gemacht worden 
ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Karlsruhe über das Naturschutzgebiet 

»Schmalzmisse « (Stadt Altensteig, Gemeinde 
Simmersfeld, Landkreis Calw) 

Vom 29. Mai 1995 

Auf Grund der §§ 21,58 und 64 des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) vom 21. Oktober 1975 (GBL S.654), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vorn 7. Februar 1994 (GBL 
S. 73), wird verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der Stadt Altensteig, Gemarkung Überberg, und der 
Gemeinde Simmersfeld, Gemarkung Ettrnannsweiler, 
Landkreis Calw, werden zum Naturschutzgebiet erklärt. 
Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung »Schmalz­
misse«. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 
48 ha. Es liegt südlich der Landesstraße 351, östlich der 
Kreisstraße 4334, nördlich der Gemarkungsgrenze Beu­
ren/Ettmannsweiler und Beuren/Überberg sowie west­
lich des Gewannes Langfeld (die genaue Grenzziehung 
ist den Detailkarten zu entnehmen). 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in einer 
Übersichtskarte im Maßstab 1 :25000 mit durchgezoge­
ner roter Linie sowie in zwei Detailkarten im Maßstab 
1 : 2500 mit durchgezogener roter, grau angeschummer­
ter Linie eingetragen. Die Karten sind Bestandteil dieser 

Verordnung. Die Verordnung mit Karten wird beim Re­
gierungspräsidium Karlsruhe und beim Landratsamt 
Calw auf die Dauer von zwei Wochen, beginnend arn Tag 
nach Verkündung dieser Verordnung im Gesetzblatt, zur 
kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten öffentlich ausgelegt. 

(3) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Aus­
legungsfrist bei den in Absatz 2 Satz 3 bezeichneten Stel­
len zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während 
der Sprechzeiten niedergelegt. 

§3 

Schutzzweck 

Schutzzweck des Naturschutzgebietes ist die Erhaltung, 
Entwicklung und Pflege der schon seit Jahrhunderten 
vorn Menschen geprägten, reich strukturierten, lichten 
Kiefern- ITannen-IEichen-(B uchen)-Bestände sowie 
der Waldrnoore der}) Enz-Nagold-Missen «. 

Schutzzweck ist ferner die Sicherung der geologischen, 
klimatischen und hydrologischen Verhältnisse sowie die 
Erhaltung der vernäßten oder missigen bzw. trockenen, 
flechtenreichen Waldbestände als Lebensraum typi­
scher, seltener und spezialisierter Tier- und Pflanzenar­
ten. Geschützt werden sollen insbesondere die verschie­
denen Rentier- und Becherflechten, Torfmoose, Sauer­
gräser, Heidekrautgewächse, Spinnentiere und Insek­
ten, Reptilien, Amphibien und Vögel. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver­
boten, die zu einer Zerstörung oder Veränderung im 
Schutzgebiet oder seines Naturhaushalts oder zu einer 
Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Forschung füh­
ren oder führen können. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung 
zu errichten oder der Errichtung gleichgestellte 
Maßnahmen durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanla­
gen anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen 
dieser Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern, insbesondere durch 
Auffüllungen oder Abgrabungen; 

4. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu be­
seitigen oder zu verändern sowie Entwässerungs­
oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die den 
Wasserhaushalt verändern ; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu hinterlassen 
oder zu lagen; 
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6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen mit Ausnahme behördlich zugelassener 
Beschilderungen ; 

7. Pflanzen oder PfianzenteiIe einzubringen, zu ent­
nehmen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzu­
stellen, sie mutwillig zu beumuhigen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder Puppen, Larven, 
Eier oder Nester oder sonstige Brut-, Wohn- oder 
Zufluchtstätten dieser Tiere zu entfernen, zu beschä­
digen oder zu zerstören; 

9. die Art der bisherigen Grundstücksnutzung entge­
gen dem Schutzzweck zu ändern; 

10. zu zeiten, zu lagern, Wohnwagen oder Verkaufs­
stände aufzustellen oder Kraftfahrzeuge abzustel­
len; 

11. Feuer anzumachen oder zu unterhalten; 

12. Lärm, Luftverumeinigungen oder Ersehütterungen 
zu verursachen; 

13. die Wege zu verlassen; 

14. die Wege zu befahren; zulässig sind Fahrräder und 
Krankenfahrstühle ; 

15. Luftfahrzeuge, insbesondere Luftsportgeräte und 
Flugmodelle zu betreiben; 

16. Dauergrünland umzubrechen; 

17. Pflanzenschutzmittel oder Düngemittel zu verwen­
den; 

18. zu reiten, außer auf besonders ausgewiesenen We­
gen; 

19. Hunde frei laufen zu lassen. 

§ 5 

Zulässige Handlungen 

(1) Die Verbote des § 4 gelten nicht für die 

1. ordnungsgemäße Ausübung der forstwirtschaftlichen 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang mit der Maßgabe, daß die Altholzbestände 
möglichst langfristig erhalten sowie lichte, ungleich­
altrige und strukturreiche Bestände (insbesondere aus 
Kiefer) gefördert werden und natürlich verjüngt wird. 
Darüber hinaus sollen keine Düngung, Kalkung oder 
sonstige Meliorationsmaßnahmen durchgeführt wer­
den. Die vorhandenen Entwässerungsgräben sollen 
nicht mehr geöffnet sowie keine sonstigen Entwässe­
rungsmaßnahmen ergriffen werden (mit Ausnahme 
der drei forstwirtschaftlich genutzten Hauptwege). 
Totholz und Baumstubben sollen am Standort belas­
sen und Forstwege künftig nur mit saurem minerali­
schen Material befestigt werden. 

2. ordnungsgemäße Ausübung der Jagd mit der Maß­
gabe,daß 

a) Hochsitze nur landschaftsgerecht, aus naturbeIas­
senen Rundhölzern und außerhalb von vernäßten, 
missigen Bereichen bzw. flechten- oder torfmoos­
reichen Kiefernbeständen errichtet werden; 

b) keine Futterstellen, Wildäcker oder andere Wild­
äsungsflächen eingerichtet werden; 

c) Kirr- und Luderplätze nicht innerhalb oder direkt 
angrenzend an vernäßte, missige Bereiche sowie 
flechten- oder torfmoosreiche Kiefernbestände er­
richtet werden; sie sind nur mit Kleinstmengen zu­
lässig; 

d) Hunde nur bei Treib- und Drückjagden und zur 
Nachsuche freigelassen werden dürfen. 

(2) Unberührt bleibt auch die sonstige bisher rechtmäßi­
gerweise ausgeübte Nutzung der Grundstücke sowie der 
rechtmäßigerweise bestehenden Einrichtungen in der 
bisherigen Art und im bisherigen Umfang sowie deren 
Unterhaltung und Instandsetzung. 

§ 6 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Schutz- und Pflegemaßnahmen werden durch die höhere 
Natursehutzbehörde in einern Pflegeplan oder durch 
Einzelanordnung festgelegt. § 4 dieser Verordnung ist 
insoweit nicht anzuwenden, 

§7 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr. 2 NatSchG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig nach § 4 dieser 
Verordnung verbotene Handlungen vornimmt. 

§9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Ausle­
gungsfrist in Kraft. 

KARLSRUHE, den 29. Mai 1995 HÄMMERLE 

Verkündungshinweis: 

Gemäß § 60a NatSchG ist eine Verletzung der in § 59 
NatSchG genannten Verfahrens- und Formvorschriften 
nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres nach Er­
laß der Verordnung beim Regierungspräsidium Karls­
ruhe schriftlich geltend gemacht wird; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. 
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